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1. Niedrigwasser 
 
Niedrigwasser wird von der Öffentlichkeit bisher kaum wahrgenommen. Selbst ungewöhnli-
che Niedrigwasserereignisse führen nur selten zu Einschränkungen für einzelne Bürgerinnen 
und Bürger. Die volkswirtschaftlichen Schäden können jedoch groß sein, weil z. B. Schiff-
fahrt, Landwirtschaft und Energieerzeugung erheblich betroffen sein können. Auch in der 
Fachwelt stand die Beschäftigung mit Niedrigwasser in einem nur selten von Wassermangel 
betroffenen mitteleuropäischen Land wie Deutschland bisher nicht im Vordergrund. Sie trat 
vielmehr hinter den wesentlich spektakuläreren Hochwasserereignissen zurück.  
 
In Deutschland hat das Niedrigwasser- und Hitzejahr 2003 jedoch ein Umdenken herbeige-
führt. Es hat lokal zu Problemen bei verschiedenen Wassernutzern sowie zu Wasserquali-
tätsproblemen und den damit verbundenen Auswirkungen auf die Lebensgemeinschaften im 
Gewässer geführt. Darüber hinaus hat es gezeigt, dass die Vorsorge gegenüber Niedrigwas-
serereignissen bisher nicht als umfassend betrachtet werden kann. Unter dem Aspekt des 
fortschreitenden Klimawandels ist künftig mit größeren und häufigeren Niedrigwasser-, Tro-
cken- und Hitzeperioden zu rechnen. Die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) kam 
daher zu der Überzeugung, dass analog zu den bereits vorliegenden Leitlinien und Hand-
lungsanweisungen für einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz (LAWA 1995 a, LAWA. 
2000) eine Leitlinie für ein nachhaltiges Niedrigwassermanagement notwendig ist, um kon-
krete Hilfen für die spezifischen Fragestellungen in Deutschland zu liefern.  
 
Die vorliegenden Materialien ergänzen diese Leitlinien. Sie geben einen detaillierten Einblick 
in die hydrologischen Grundlagen, gehen ausführlich auf die Einflüsse menschlichen Han-
delns und die des Klimawandels ein und beschreiben sowohl die ökologischen als auch die 
nutzungsbezogenen Auswirkungen von Niedrigwasser. Mögliche Vorsorgemaßnahmen so-
wie Maßnahmen des Niedrigwassermanagements werden vorgestellt.  
 
Ein Verzeichnis der aktuellen Literatur bildet den Abschluss der Materialien. 
 

     
Abb. 1: Niedrigwasser an der Murg  2003                                                                                              
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1.1 Niedrigwasser und Einflussgrößen   
 
Niedrigwasser ist ein natürliches Ereignis. Ursache von Niedrigwasser ist meist eine länger 
andauernde Trockenperiode, in der die Wasservorräte in Grundwasser und Seen durch 
Verdunstung und Abfluss reduziert werden. Die Ursache „Trockenperiode“ kann zeitlich weit 
vor der Wirkung „Niedrigwasserperiode“ liegen, da der natürliche Niedrigwasserdurchfluss 
aus dem Grundwasser gespeist wird und hierbei erhebliche Verzögerungszeiten auftreten 
können. 

 

Begriffe im Zusammenhang mit Niedrigwasser:  

Niedrigwasser ist nach DIN 4049 (1996) „ein Zustand in einem oberirdischen Gewässer, bei 
dem der Wasserstand oder der Durchfluss einen bestimmten Wert (Schwellenwert) erreicht 
oder unterschritten hat.“ Niedrigwasser entsteht durch die Überlagerung von meteorologi-
schen und hydrologischen Ereignissen und Bedingungen. Natürliche Ursache von Niedrig-
wasser ist meist eine länger andauernde Trockenperiode. 

Trockenperiode (dry period) ist ein Zeitraum, in dem die Wasservorräte zeitweilig durch 
Ausschöpfung – Verdunstung und Abfluss - reduziert werden und Wassermangel hinsichtlich 
des Wasserbedarfs der Gesellschaft und/oder der Natur auftritt. 

Trockenheit:  Meteorologische Definition eines Niederschlagsdefizits. 

Aridität (aridity) bezeichnet ein ständiges Niederschlagsdefizit. 

Dürre (drought): Ökosystemar-landwirtschaftliche Definitionen einer Trockenperiode. Der 
Begriff impliziert Auswirkungen insbesondere auf die Vegetation.  

Jede dieser Definitionen beschreibt lediglich einen Teil des komplexen Naturereignisses. Die 
verschiedenen Definitionen sind abhängig vom Standpunkt des Betrachters. 

Wasserbedarf ist diejenige Wassermenge, welche für die Natur sowie für alle menschlichen 
Nutzungen wie Wasserversorgung und Landwirtschaft benötigt wird.  

Wasserdargebot ist die Menge an Süßwasser, die in einem bestimmten Gebiet für eine be-
stimmte Zeitspanne in Form von Oberflächen- und Grundwasser als Komponente des Was-
serkreislaufes der Erde auftritt. Als potenzielles Wasserdargebot wird die Differenz zwi-
schen den vieljährigen Mittelwerten von Niederschlag und Verdunstung bezeichnet.  
Das nutzbare Wasserdargebot verbleibt nach Abzug der schnell abfließenden Abflusskom-
ponenten unter Berücksichtigung der nutzungs- und bewirtschaftungsbedingt bedingten 
Wasserverluste und Zuwächse im Einzugsgebiet.   

Wasserbilanz bezeichnet die Differenz zwischen Wasserbedarf und nutzbarem Wasserdar-
gebot.  

Wasserknappheit/Wassermangel (water scarcity). Wassermangel entsteht, wenn das vor-
handene Wasserdargebot hinsichtlich Menge und Qualität nicht ausreicht, um den Bedarf 
aller Nutzer-Sektoren einschließlich der Umwelt zu bedienen. (Dabei können neben den An-
sprüchen auch die Einflüsse der unterschiedlichen Wassernutzer auf die Wasserversorgung 
und die Wasserqualität eine Rolle spielen.)  
 
Wassermangel ist ein relativer Begriff. Er kann auch einzelne Versorgungssektoren betref-
fen.   

Allgemeingültige Definitionen existieren für die meisten genannten Begriffe bislang nicht. 
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Abb. 2: Begriffsdefinitionen nach der europäischen Water Scarcity Group 

 

Natürliche Niedrigwasser werden hervorgerufen durch: 

- Niederschlagsmangel  

- Kombination von Niederschlagsmangel und hoher Verdunstung 

- Rückhalt des Niederschlags in der Schneedecke, in Gletschern und im gefrorenen 
Untergrund. 

Perioden mit geringem Niederschlag führen zu geringem Abfluss und geringer Boden- und 
Grundwasserspeicherung. Dabei ist zu beachten, dass die meteorologische Ursache „Tro-
ckenperiode“ zeitlich weit vor der hydrologischen Wirkung „Niedrigwasserperiode“ liegen 
kann, da der natürliche Niedrigwasserdurchfluss aus dem Grundwasser gespeist wird und 
hierbei erhebliche Verzögerungszeiten auftreten können.  

Zeitpunkt und Ausmaß des Niedrigwassers hängen vom Abflussregime und den speziellen 
Eigenschaften des hydrologischen Einzugsgebietes ab. Das Abflussregime wird durch die 
jährlichen Klimazyklen maßgebend beeinflusst. In Mitteleuropa sind im Wesentlichen zwei 
Regimetypen zu unterscheiden: 

- Im überwiegend ozeanisch geprägten Klima (pluviales Abflussregime) treten Nied-
rigwasserereignisse vor allem im Sommer oder Herbst auf. Bei lang anhaltender 
Trockenheit ist der Abfluss als Leerlaufen des Grundwasserspeichers anzusehen, 
dessen Füllung vor allem von den Niederschlägen des vergangenen Winterhalbjah-
res abhängt. 

- Unter alpinen Verhältnissen (nivales Abflussregime) bleibt der Winterniederschlag in 
den Hochlagen als Schnee liegen und schmilzt im Laufe des Sommers ab. Niedrig-
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wasser tritt deshalb vor allem am Ende des Winters bis zum Beginn des Sommers 
auf.  

Neben diesen beiden „reinen“ Abflusstypen gibt es Mischformen mit unterschiedlicher Aus-
prägung. 

 
Der natürliche Niedrigwasserabfluss stellt das Ergebnis aller im Einzugsgebiet ablaufenden  
hydrologischen Prozesse wie Niederschlag, Verdunstung, Speicherung in der Schneedecke, 
Direktabfluss, Bodenfeuchtespeicherung, Grundwasserneubildung, Grundwasserspeiche-
rung und Grundwasserabfluss dar. Seine Berechnung setzt folglich die Abbildung des ge-
samten Prozessgeschehens voraus. Eine Vernachlässigung von Teilen des Gesamtprozes-
ses wie bei der Hochwasserberechnung ist nicht möglich. Von besonderer Bedeutung ist das 
Rückhaltevermögen des Einzugsgebietes im Grundwasser und in Seen. 
 
Fazit 
Der Niedrigwasserdurchfluss der Fließgewässer richtet sich nach der Länge und Häu-
figkeit der Trockenperioden und nach den Speichermöglichkeiten im Einzugsgebiet. 
Er ist ein wichtiger Hinweis auf die unterirdischen Wasservorräte.  
 

1.2 Anthropogene Einflüsse auf Niedrigwasser 

 
Veränderungen im Niedrigwasserabfluss, die durch den Menschen herbeigeführt wurden, 
lassen sich nur schwer gegenüber den natürlichen Schwankungen der hydrologischen 
Kenngrößen abgrenzen. Aufschluss hierüber kann aus den vieljährigen Abflussmessreihen 
über eine Zeitreihenanalyse gewonnen werden. Ob ein eindeutiges Ergebnis erzielt werden 
kann, hängt davon ab, wie weit die natürlichen Schwankungen des Abflussgeschehens ge-
genüber den Veränderungen dominieren.  

Werden Veränderungen für die Zukunft erwartet, können deren Wirkungen mit Hilfe mathe-
matischer Simulationsmodelle ermittelt werden.  

 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 3: Anthropogene Einflüsse auf Niedrigwasser 

 

Anthropogene Einflüsse lassen sich in direkte und indirekte Einflüsse untergliedern. 
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wirtschaftung 
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Einleitungen 
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z.B. Bergbau 
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1.2.1  Direkte Einflüsse 
Direkte Einflüsse sind im Wesentlichen Entnahmen oder Einleitungen, die bei bekannter 
Größe den unbeeinflussten Abflüssen überlagert bzw. von den beeinflussten Abflüssen ab-
getrennt werden können sowie die Bewirtschaftung von Speichern und Seen.  

 

Speicherbewirtschaftung 

Talsperren, Rückhaltebecken, Teiche und bewirtschaftete Seen können das Abflussregime 
der Gewässerstrecke unterhalb erheblich beeinflussen:  

- Ausgleich der Wasserführung durch Speicherung in abflussreichen Zeiten und Auf-
höhung in Niedrigwasserzeiten 

- Ableitung des gespeicherten Wassers z. B. zur Wasserkrafterzeugung oder Was-
serversorgung, was zur Verminderung der Niedrigwasserabflüsse führen kann.  

Wird die Niedrigwasserführung eines Gewässers mit kühlem Talsperrenwasser aufgehöht, 
so können auch das Temperarturregime, der Stoffhaushalt und die Gewässerbiozönose er-
heblich beeinflusst werden. 

Die Wasserfläche der Stau- und Speicheranlage weist im Vergleich zum frei fließenden Ge-
wässer eine höhere Verdunstung auf.  

Der Aufstau eines Gewässers durch Wehre führt in der Regel zu keinen nennenswerten Ein-
flüssen auf die Niedrigwasserführung, wenn sie nicht mit einer Ableitung des Wassers ver-
bunden ist. 
 
Entnahmen  

Aus Oberflächen- oder Grundwasser entnommenes Wasser wird nach Benutzung häufig fast 
an derselben Stelle wieder eingeleitet. In diesen Fällen wirkt die Entnahme sich nicht nen-
nenswert auf die Niedrigwasserführung aus. Wird am gleichen Gewässer an unterschiedli-
chen Stellen entnommen und wieder eingeleitet, fehlt in der Zwischenstrecke das entnom-
mene Wasser. Dies kann ein besonderes Problem bei Ausleitungsstrecken darstellen, wenn 
die aus ökologischen Gründen erforderliche Mindestwasserführung nicht gewährleistet ist.  

Erfolgt eine Entnahme mit Überleitung in ein anderes Einzugsgebiet (z. B. überregionale 
Wasserversorgung), so führt dies zu einer Reduzierung der Abflussmengen für alle Abschnit-
te unterhalb im betrachteten Gewässer.  

Bei der Entnahme von Produktions- und Kühlwasser kann das entnommene  Wasser auch in 
großem Umfang für die Produktion verbraucht oder als Kühlwasser verdunstet werden.  Dar-
über hinaus muss von erhöhten Temperaturen bei der Einleitung ausgegangen werden. Ins-
besondere für Niedrigwasserzeiten müssen daher Vorkehrungen getroffen werden.  
 

Einleitungen 

Einleitungen, deren Wassermenge in einem anderen Einzugsgebiet (z. B. Abwasserver-
bundsystem) entnommen wurde, oder Sümpfungswassereinleitungen erhöhen die natürliche 
Niedridwasserführung. 

Auch die Einleitung von Dränagewasser kann zu einer ständigen Erhöhung des Niedrigwas-
serabflusses führen. 

 

1.2.2 Indirekte Einflüsse 

 

Bei indirekten Einflüssen ist im Regelfall eine dreistufige Wirkungskette zu betrachten: 

- Eingriff (z.B. Veränderung im Einzugsgebiet)  
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- Folge für den Wasserkreislauf (z. B. Änderung des Bodenwasserhaushalts) 

- Folge für den Abfluss im Gewässer (die Abflussänderung kann alle Abflussbereiche 
betreffen).  

Für alle drei Stufen ist eine Quantifizierung in der Regel schwierig. Selbst wenn der Eingriff 
noch konkret erfasst und zahlenmäßig belegt werden kann, bleiben die Folgen für den Was-
serkreislauf und im Weiteren für  Wasserstand und Abfluss im Gewässer eher wenig konkret.  

 

 
 

Forstwirtschaft  
 

Jede Baumart beeinflusst Verdunstung und Grundwasserneubildung unterschiedlich. Das gilt 
auch für die Vegetationsdecke des Waldbodens. Die Zusammensetzung der Baumarten und 
die Waldbodenbedeckung lässt über die Kausalkette Verdunstung – Tiefenversickerung – 
Grundwasserneubildung eine Beeinflussung der Niedrigwasserabflüsse im Gewässer erwar-
ten, wenn diese auch quantitativ nicht erfassbar ist. Allgemein gilt, dass die Grundwasser-
neubildung unter Laubwäldern größer ist als unter Nadelwäldern. Dieser Zusammenhang ist 
sowohl bei der Umstellung von Forst-Monokulturen auf standorttypische Laub- oder Misch-
wälder als auch für die Folgevegetation bei vom Waldsterben betroffenen größeren Flächen 
zu beachten.  
 
Landwirtschaft  
 
Eine Intensivierung der Landwirtschaft mit dichteren und höheren Pflanzenbeständen sowie 
Kulturen mit hohem Wasserbedarf erhöhen die Pflanzenverdunstung (Interzeption) und kön-
nen dadurch die Versickerung und Grundwasserneubildung verringern. Behindert wird die 
Versickerung auch durch die von schweren landwirtschaftlichen Maschinen verursachte Bo-
denverdichtung (Staunässe).  
Bei der Stilllegung von Ackerflächen kann eine zunehmende Bodenbedeckung zwar zu einer 
erhöhten Pflanzenverdunstung führen. Wegen der Verbesserung des Bodengefüges kann 
aber der durchfallende Niederschlag besser infiltrieren und begünstigt die Grundwasserneu-
bildung.  
Eine Bilanzierung ist nur standortspezifisch bei gleichzeitiger Betrachtung der Boden- und 
Klimaverhältnisse möglich. 

Exkurs: 
Gewässerausbau, Gewässerrenaturierung  

Wurde durch technischen Gewässerausbau in der Vergangenheit häufig eine Tieferle-
gung der Wasserstände herbeigeführt, werden diese durch die Renaturierung möglichst  

 Abb. 4: Retension in der Aue 
              (Foto M. Raschke) 

 

wieder auf ihr natürliches Niveau angehoben. 
Dies hat Einfluss auf die Grundwasserstände 
im gewässernahen Bereich und damit auch 
auf die Verdunstung, aber keinen nennens-
werten Einfluss auf die Niedrigwasserführung.  
Die Begradigung von Gewässern und alle wei-
teren Maßnahmen, die zu einer Beschleuni-
gung des Abflusses und zu einer Reduzierung 
der Speicherfunktion der Auen führen, redu-
zieren die Grundwasserneubildung und wirken 
sich damit auf die Niedrigwasserverhältnisse 
ähnlich negativ aus wie auf die Hochwasser-
verhältnisse.  
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Großflächige Dränungen auf landwirtschaftliche Flächen führen zur Absenkung des Grund-
wasserspiegels und verringern das für die Verdunstung zur Verfügung stehende Bodenwas-
serdargebot. Da das Sickerwasser über das Drainagesystem relativ schnell dem Gewässer 
zugeführt wird, verringert sich der Anteil der Grundwasserneubildung.  
Soweit großflächige Staubewässerungen praktiziert werden, führen die höheren Grundwas-
serstände in den Sommermonaten zur erhöhten Verdunstung und damit zur Verringerung 
der Abflüsse in den Fließgewässern.  
Für Bewässerungen wird der Wasserbedarf aus oberirdischen Gewässern oder aus dem 
Grundwasser gedeckt. Das Bewässerungswasser wird durch Verdunstung dem lokalen 
Wasserkreislauf weitgehend entzogen.  
Die Entnahmen für Bewässerungsverbände sind im Allgemeinen geregelt und erfolgen kon-
trolliert. Zunehmend wird aber auch aus kleinen Gewässern oder gewässernahen Brunnen – 
besonders in extremen Trockenperioden – Bewässerungswasser ohne Genehmigung mit 
Hilfe von mobilen Pumpen entnommen. Dies kann besonders negative Auswirkungen auf 
den Niedrigwasserabfluss bis hin zum Trockenfallen von Gewässern haben.  
 
Siedlungs- und Verkehrsflächen 
 
Siedlungs- und Verkehrsflächen, allgemein auch als versiegelte Flächen bezeichnet, unter-
binden die Versickerung und greifen damit lokal in den Wasserhaushalt ein. Durch die Redu-
zierung der Grundwasserneubildung und die rasche Ableitung des Niederschlagswassers in 
Niederschlagszeiten steht den Gewässern in Trockenperioden weniger Wasser zur Verfü-
gung. 
Bei der konventionellen Ableitung von Regenwasser aus Siedlungsflächen fließt bei Nieder-
schlägen ein Teil des Regenwassers zur Kläranlage und wird damit dem Gewässer auf einer 
mehr oder weniger langen Zwischenstrecke entzogen.  
Undichte Kanäle können die Grundwasserverhältnisse sowohl quantitativ als auch qualitativ 
durch Absickerung in das Grundwasser oder Zusickerung aus dem Grundwasser verändern.  
 
Bergbau  
 
In Teilbereichen Deutschlands hat der Kohleabbau bedeutenden Einfluss auf die Abflussver-
hältnisse. Durch Wasserhaltung werden zum einen großflächige Grundwasserabsenkungen 
verursacht, zum anderen werden die Sümpfungswässer in benachbarte Gewässer eingelei-
tet und erhöhen dort den Niedrigwasserabfluss.  
Die Stilllegung von Tagebauen führt mit einem drastischen Rückgang der Sümpfungswässer 
sofort zur Verringerung der Abflüsse in diesen Gewässern. Der Grundwasserabsenkungs-
trichter im Wasserhaltungsbereich füllt sich nur sehr allmählich wieder auf. In diesen Berei-
chen muss daher über lange Zeiträume mit kritischen Niedrigwasserabflüssen gerechnet 
werden. Nach Abschluss der Rekultivierung stellen sich die vorbergbaulichen Abflussver-
hältnisse nicht wieder ein.  Die Anlage großer Restseen lässt für die Zukunft eine erhöhte 
Gebietsverdunstung erwarten. 
 
Auskiesungen führen in kleinräumigem Maßstab zu vergleichbaren Folgen. 
 

Fazit 

Veränderungen von Niedrigwasser können direkt infolge von Speicherbewirtschaf-
tung, Entnahmen und Einleitungen auftreten oder indirekt durch Nutzungsänderungen 
im Einzugsgebiet verursacht werden. Veränderungen aufgrund der direkten Einflüsse 
sind meist quantifizierbar, während die mittelbar hervorgerufenen Veränderungen sich 
nur sehr schwer quantifizieren lassen.  
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1.3 Veränderungen aufgrund des klimatischen Wandels 
 

Die Klimaveränderung hat Auswirkungen auf den Wasserhaushalt, da höhere Temperaturen 
den hydrologischen Zyklus von Verdunstung und Niederschlag antreiben und eine wärmere 
Atmosphäre mehr Wasserdampf aufnehmen kann.  

Nach dem derzeitigen Stand der Klimaforschung ist davon auszugehen, dass sich durch den 
anthropogen verursachten Treibhauseffekt bis zum Ende des 21. Jahrhunderts die mittlere 
globale Lufttemperatur je nach angenommenen Szenario für die CO2-Emission um 1,4 bis 
5,8 ºC erhöhen wird (IPCC, 2001). Im 20. Jahrhundert ist die mittlere jährliche Lufttemperatur 
global um 0,7 ºC angestiegen. In Deutschland lag der Temperaturanstieg bei 0,9 ºC. Vor 
allem die Winter sind hier deutlich wärmer geworden (Anstieg um 1,5 ºC).  

 

 
Abb. 5: Anstieg der mittleren Jahrestemperatur 

 

Die aus globalen Klimamodellen abgeleiteten Aussagen zur künftigen Klimaveränderung 
beziehen sich im Wesentlichen auf großräumige Gebiete wie z. B. Nordeuropa. Regionale 
Klimaänderungen können eine höhere Variabilität als globale Mittelwerte aufweisen. Eine 
Betrachtung der Auswirkungen auf das Klima und den Wasserhaushalt im regionalen Maß-
stab ist erforderlich, um die Folgen für die Gewässer abschätzen zu können.  

Der Abfluss im Gewässer wird letztlich über den Niederschlag als wichtigste Eingangsgröße 
für den Wasserkreislauf bestimmt. Wie andere Klimagrößen unterliegt die Niederschlagsver-
teilung langfristig natürlichen Schwankungen. In der Diskussion über den anthropogen verur-
sachten Klimawandel wird allerdings davon ausgegangen, dass sich die Niederschlagsvertei-
lung systematisch dahingehend verändern wird, dass die Winterhalbjahre höhere Nieder-
schläge und die Sommerhalbjahre vermehrt Starkregen, aber insgesamt weniger Nieder-
schlag aufweisen. Fehlender Niederschlag im Sommerhalbjahr könnte zur Reduzierung der 
Niedrigwasserführung bis hin zur Austrocknung der Gewässer führen. Diese könnte aber 
durch den grundwässerbürtigen Abfluss zumindest zum Teil aufgefangen werden. Denn die 
vermehrten Niederschläge im Winterhalbjahr führen zur verstärkten Grundwasserneubildung 
und damit zur Stützung der Niedrigwasserabflüsse im Sommerhalbjahr. Beispielhaft hat sich 
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dies im extrem trockenen Sommer 2003 gezeigt. Das in Teilen von Deutschland sehr nasse 
Winterhalbjahr führte nicht flächendeckend zu extremen Niedrigwasserständen im Vergleich 
zu früheren Trockenjahren.  
 

1.3.1 Bisherige Veränderungen 

 
Niederschlag und Temperatur 

Die Untersuchung von langen Messreihen hydrometeorologischer und hydrologischer Grö-
ßen gibt Aufschluss über die bisher beobachteten natürlichen Schwankungsbreiten und evtl. 
erkennbaren Veränderungen. 

Vieles spricht dafür, dass die beobachteten Veränderungen als Auswirkung eines bereits 
begonnenen Klimawandels angesehen werden können.  
 

 
Innerhalb Deutschlands stellt sich die Situation differenziert dar.  

Beispiel: 

Die klimatischen Bedingungen in Süddeutschland mit Auswirkungen auf den gesamten 
Wasserhaushalt im vergangenen Jahrhundert – insbesondere während der letzten drei 
Jahrzehnte - haben sich erkennbar verändert. Die gefundenen Trends überschreiten regi-
onalspezifisch die bisher aus langen Untersuchungsreihen bekannte natürliche Schwan-
kungsbreite bei einigen Untersuchungsgrößen. 
  

 
 
In Süddeutschland wurde im Rahmen von KLIWA (Klimaveränderung und Konsequenzen 
für die Wasserwirtschaft), einem gemeinsamen Projekt der Länder Baden-Württemberg 
und Bayern mit dem Deutschen Wetterdienst, flächendeckend deren Langzeitverhalten 
untersucht mit folgendem, regional differierendem Ergebnis: Zunahme der Lufttempera-
tur; mildere, schneeärmere Winter; Zunahme der Starkniederschläge; Sommer trockener, 
Winter feuchter; Zunahme der Westwetterlagen; Veränderung der Abflüsse im Jahres-
gang. 

Vieles spricht dafür, dass die beobachteten Veränderungen als Auswirkung eines bereits 
begonnenen Klimawandels angesehen werden können.  
 

Abb. 6: 
Die Abbildung zeigt die mittlere 
Temperaturzunahme im Monat 
Dezember gegenüber dem lang-
jährigen Mittel von 1931-2000 
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Abbildung 7: Linearer Trend des Niederschlags [mm] mit signifikanten Gebieten, Jahresreihe 
1891-1990 (Rapp und Schönwiese, 1996)  
 

Insgesamt zeigt sich beim Niederschlag eine jahreszeitliche Umverteilung. Die Sommer wer-
den eher trockener, die Wintermonate dagegen in weiten Teilen Deutschlands deutlich 
feuchter (s. Abbildung 7). Diese Tendenz kann durch veränderte atmosphärische Zirkulati-
onsverhältnisse in Europa erklärt werden. 
 
Niedrigwasserabflüsse und Wassertemperatur 
 
Grundsätzlich ist zu berücksichtigen, dass eine sichere quantitative Ermittlung und Zuord-
nung klimabedingter und anthropogener Änderungen auf die Niedrigwasserabflüsse mit Zeit-
reihenanalysen nicht möglich ist. Die Zuordnung eines rechnerisch gefundenen Trends der 
Zeitreihe zu einer bestimmten Ursache ist meist nicht möglich, weil sich die natürliche Varia-
bilität mit den Einflüssen aus der Klimaveränderung und den sonstigen anthropogenen Ein-
flüssen überlagert.  

Trenduntersuchungen liegen für verschiedene Flussgebiete vor. Danach besteht für die be-
trachteten Flüsse Donau, Rhein, Elbe, Oder, Weser und Ems eine Tendenz zu einer Abmil-
derung der Niedrigwasserextreme; die niedrigen Abflüsse sind hier in den vergangenen 60 
Jahren angestiegen (Belz et al., 2004). 
 

Legende : 
Weiß:       kein signifikanter Trend 
Hellgrau:  Testgröße Q des Mann-

Kendall-Test >1 (signifikan-
ter Trend) 

Dunkelgrau: Testgröße Q des Mann-  
Kendall-Test >2 (hochsigni-
fikanter Trend) 
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Abb. 8: Rechnerischer Trend für Niedrigwasserabfluss MN7Q (Pegel Intschede/Weser)  
 
Die Zunahme der Winterniederschläge in den untersuchten Gebieten und ihr Einfluss auf die 
Grundwasserneubildung kann ein Grund für die Erhöhung der Niedrigwasserabflüsse sein. In 
anderen Flussgebieten z. B. dem der Havel sind ausgeprägte negative Trends zu beobach-
ten. 
 
Neben der Veränderungen der Wassermenge sind auch Veränderungen der Wassertempe-
ratur zu beobachten. So stiegen sowohl die mittlere Jahrestemperatur als auch die Höchst-
temperaturen des Rheins bei Mainz um durchschnittlich 0,1 ° C pro Jahr. 2003 wurden im 
Rhein an verschiedenen frei fließenden Strecken Temperaturen um 28 ° C erreicht oder so-
gar überschritten. 
 

 
Abb. 9: Trend in der Wassertemperatur des Rheins bei Mainz 
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1.3.2 Klimaszenarien für die Zukunft 

 
Regionale Klimaszenarien für verschiedene Länder liegen vor.  

Das Max-Planck-Institut (MPI) für Meteorologie, Hamburg, erstellte im Rahmen der Studie 
„Anpassung an Klimaänderungen in Deutschland“ im Auftrag des UBA erstmals hoch aufge-
löste flächendeckende Klimaprojektionen für Deutschland. Die räumliche Auflösung beträgt 
10 km (100 km2-Raster) und kann damit auch für regionale Aussagen herangezogen werden. 
Die Berechnungen mit dem Regional-Modell REMO basieren auf drei IPCC-Szenarien, die 
auf der Grundlage von Annahmen zu demographischen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und technischen Bedingungen unterschiedliche Entwicklungen der globalen CO2 –
Emissionen zugrunde legen. REMO wird für die Zeitperiode von 1950 bis betrieben. Die be-
rechneten Daten für den Zeitraum 1950 bis heute dienen als Vergleich mit Beobachtungen. 

In Abhängigkeit der zugrunde gelegten globalen Emissionsszenarien, der verwendeten Me-
thode und der betrachteten Zeitspanne ergeben sich unterschiedliche Ergebnisse. 

 
 
Niederschlag und Temperatur 

In Baden Württemberg und Bayern wird für den betrachteten Zeitraum (2021 – 2050) eine 
weitere Zunahme der Lufttemperatur und ein verändertes Niederschlagsverhalten mit einer 
deutlichen Zunahme der Niederschläge im Winter und einem eher geringfügigen Rückgang 
im Sommer erwartet. Die Sommertage (Tmax>25ºC) und die heißen Tage (Tmax>30ºC) 
werden deutlich zunehmen (KLIWA, 2004). Ähnliche Ergebnisse liegen auch für Hessen vor 
(HLUG, 2005). 

Untersuchungen für Sachsen zeigen eine vergleichsweise moderate Zunahme des Nieder-
schlags gegenüber anderen Regionen Deutschlands im Winter. Für den Sommer sind stär-
kere Niederschlagsrückgänge insbesondere in Nord- und Ostsachsen zu erwarten. Für 
Sachsen wird erwartet, dass die Sommer aufgrund geringerer Niederschläge und die stärke-
re Verdunstung infolge Temperaturerhöhung stärker durch lang anhaltende Trockenperioden 
und Dürre geprägt sein werden als heute. 

Diese regionalen Tendenzen stützen eine Kernaussage des IPCC (Intergovernmental Panel 
of Climate Change), wonach der globale Klimawandel mit hoher Wahrscheinlichkeit von ei-
ner Zunahme der kontinentalen Sommertrockenheit über den großen Landmassen mittlerer 
Breite begleitet wird. Bestimmte Regionen in Deutschland können bei diesem projizierten 
Wandel des Klimas in besonderem Maße vom Problem der Wasserverfügbarkeit betroffen 
sein, da der hier insgesamt zu erwartende Rückgang der klimatischen Wasserbilanz im 
Sommer zu zeit- und gebietsweise angespannten Situationen des Bodenwasserhaushaltes 
führen kann. Hierbei ist auch in Betracht zu ziehen, dass im Kontext mit der globalen Erwär-
mung ähnliche Hitze- und Dürreperioden wie im Jahr 2003 in Zukunft häufiger auftreten wer-
den als unter heutigen Klimaverhältnissen (SMUL, 2005). 
 
 

Niedrigwasserabflüsse 
 

Erste Ergebnisse von Simulationsrechnungen mit Wasserhaushaltsmodellen auf der Basis 
der Klimaszenarien in verschiedenen Bundesländern zeigen, dass sowohl die jährlichen als 
auch die monatlichen MNQ-Werte im Sommer im Vergleich zur Ist-Zeit regional differenziert 
abnehmen werden. Da sowohl die Anzahl der Sommertage und der heißen Tage als auch 
die Sonnenscheindauer (vor allem in den Monaten Juni, Juli, August) künftig zunehmen wird, 
ist zu vermuten, dass auf Grund der Klimaänderung künftig ähnlich hohe Temperaturen und 
extreme Niedrigwasserverhältnisse wie im Sommer 2003 häufiger auftreten werden.  

Für Sachsen sind infolge einer zunehmend früheren Anspannung der klimatischen Wasserbi-
lanz bereits ab April eine Abnahme des mittleren monatlichen Abflussdargebots und im 
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Sommerhalbjahr eine Verschärfung von Niedrigwasserperioden in Dauer und Länge zu er-
warten (SMUL, 2005). 

Für Hessen wird davon ausgegangen, dass die Niedrigwasserabflüsse in den Monaten De-
zember bis März ansteigen werden, während in den übrigen Monaten und insbesondere in 
der typischen Niedrigwasserperiode im Hochsommer und Herbst durchgängig kleinere Nied-
rigwasserabflüsse auftreten werden.  

Untersuchungen für Brandenburg zeigen, dass bei Eintreten der angenommenen klimati-
schen Veränderungen im Jahre 2055 mit einer Grundwasserneubildung zu rechnen ist, die 
für die Region Berlin/Brandenburg deutlich unter der heutigen liegen wird.  

Insgesamt ist festzuhalten, dass die regionalen Klimamodelle insbesondere bei der Ermitt-
lung von Extremwerten noch verbesserungsbedürftig sind. Offen ist zudem die Frage, wie 
sich die Landnutzung, die einen indirekten Einfluss auf Niedrigwasser hat, ändern wird. Es 
überwiegt allerdings die Einschätzung, dass Hitzejahre wie 2003 in Zukunft eher die Normali-
tät darstellen könnten.  
 
Fazit 
Änderungen von Klimagrößen haben Einfluss auf die hydrologischen Prozesse und 
den Wasserhaushalt. Die Auswirkungen sind regional unterschiedlich; allgemeingülti-
ge Aussagen lassen sich nur schwer treffen. Die regionale Beobachtung der Klima-
veränderung und die Bewertung ihrer Auswirkungen auf den Wasserhaushalt sind 
fortzuführen bzw. zu intensivieren. Dies betrifft sowohl die Veränderung von mittleren 
als auch von extremen Werten.  
 
 

1.4 Grundlagen zur Beurteilung und zur Bewirtschaftung von Niedrigwasser 

 
Die Beurteilung von Niedrigwasser, seinen langfristigen Veränderungen und seinen Auswir-
kungen sowie Niedrigwasservorsorge und Niedrigwassermanagement erfordern als Grund-
lage eine gesicherte Datenbasis. Neben der Beobachtung und Auswertung hydrologischer 
Daten sind Daten zur Gewässerbiologie und -chemie sowie Landnutzungsdaten und Daten 
über die Gewässerbenutzungen von Bedeutung. 
 
Beobachtung 

Für die Beurteilung aktueller Niedrigwassersituationen sowie der langfristigen Verän-
derungen von Niedrigwasser werden Analysen der langjährigen Niedrigwasserstände und 
des Abflussverhaltens im Niedrigwasserbereich benötigt. Weiter sind Informationen zur Ge-
wässerbiologie und –chemie, zur Landnutzung und zu den Gewässerbenutzungen erforder-
lich.  

Abflussermittlungen im Niedrigwasserbereich müssen mit besonderer Sorgfalt durchgeführt 
werden, da die Abflusskurve durch Veränderungen des Abflussquerschnittes, beispielsweise 
durch Bewuchs, Anlandungen oder Erosion, stark beeinflusst wird. Abflussmessungen mit 
Hilfe von Messflügeln sind infolge der niedrigen Wasserstände oft nicht möglich, so dass es 
erforderlich sein kann, besondere Niedrigwassermessstellen oder –einrichtungen wie z. B. 
Messwehre zu errichten.  

Niedrigwasserabflüsse können durch Einzelereignisse kurzfristig beeinflusst werden. Maß-
nahmen oder Veränderungen im Einzugsgebiet können längerfristige oder dauerhafte Verän-
derungen der Abflüsse zur Folge haben.  
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Tabelle 1: Veränderungen von Niedrigwasser  durch kurz-  und längerfristige Einflüsse  

Einzelereignisse  
mit kurzfristigem Einfluss: 

Längerfristig oder dauerhaft  
wirkende Maßnahmen: 

 
− vorübergehender Rückhalt an Stauanla-

gen (Mühlen, Wasserkraftanlagen) 
− Schwellbetrieb bei Wasserkraftanlagen 
− Schleusenbetrieb 
− Abgabe aus Speichern  
− Kurzfristig verstärkte Entnahme (Bewäs-

serung) oder Einleitung 
− Eisstau 

 

 
− neu erteilte oder erloschene Wasser-

rechte zu Entnahmen und Einleitungen 
− Änderung der Flächennutzung (Flä-

chenversiegelung, Aufforstung, Drä-
nung, usw.) 

− Regulierungs- und Renaturierungs-
maßnahmen am betrachteten Gewässer 
oder dessen Nebengewässern 

− Bau von Kanalisationen und Kläranla-
gen 

− Klimaveränderungen 
 

 

Niedrigwasserkenngrößen: 

Niedrigwasserereignisse werden charakterisiert durch die Kennwerte Niedrigwasserdurch-
fluss und der Dauer (x), während der ein kritischer Niedrigwasserdurchfluss unterschritten 
wird. Die Wahl der Kennwerte hängt von der jeweiligen wasserwirtschaftlichen Fragestellung 
ab. Bei Niedrigwasserdurchflüssen von kurzer Dauer (z. B. x = 1 Tag) können die Messwerte 
durch kurzfristige Störungen verfälscht sein. Bei einer Dauer von x > 30 Tage können Nied-
rigwasserperioden erfasst werden, in die auch Durchflüsse im Mittelwasserbereich oder klei-
nere Hochwasserereignisse fallen. Als unterer Grenzwert der Niedrigwasserdurchflüsse wird 
häufig der Wert betrachtet, der im Mittel an 7 aufeinander folgenden Tagen unterschritten 
wird (NM7Q), da mit dieser Zeitspanne ein Wochenrhythmus berücksichtigt wird.  

Weitere wichtige Niedrigwasserkenngrößen sind die Unterschreitungsdauer und das Un-
terschreitungsdefizit unter einem Schwellenwert sowie der mittlere Niedrigwasserabfluss 
(MNQ). Die Wahl des Schwellenwertes hängt von der Aufgabenstellung für die Niedrig-
wasseruntersuchung ab. Meist werden Mindestabflüsse verwendet, die für die Wasserbewirt-
schaftung oder aus ökologischen Gründen festgelegt wurden. Vergleichende Untersuchun-
gen basieren häufig auf Parametern, die aus der Durchflussmessreihe abgeleitet wurden, 
wie MNQ, Q355 oder NQ10, August. Darüber hinaus gibt es länderspezifische Regelungen.  
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Tabelle 2: Ausgewählte Niedrigwasserkennwerte 
 

Kennwert Zeichen Einheit Anwendungsbereich 

Arithmetisches Mittel der kleinsten Ta-
geswerte der einzelnen (hydrologischen 
oder Kalender-) Jahre einer Zeitreihe 
(Mittlerer Niedrigwasserabfluss) 

MNQ m³/s 
Hydrologische Statistik, 
Planung, Bemessung 

Niedrigster bekannter Tageswert  (nied-
rigster Niedrigwasserabfluss) NNQ m³/s Historische Betrachtung 

Kleinster Tageswert eines (hydrologi-
schen, Wasserhaushalts- oder Kalen-
der-) Jahres  

NM1Q 
NQ 

m³/s Niedrigwasserstatistik 

Niedrigstes arithmetisches Mittel von 7 
aufeinander folgenden Tagen eines 
Jahres mit einem Wiederkehrintervall T 
= n Jahre 

NM7Qn m³/s 
Niedrigwasserstatistik, Pla-
nung, Bemessung 

Niedrigstes arithmetisches Mittel von 30 
aufeinander folgenden Tagen eines 
Jahres 

NM30Q m³/s 
Niedrigwasserstatistik, Pla-
nung, Bemessung 

Maximale bzw. summarische Unter-
schreitungsdauer eines Schwellen-
wertes im Jahr 

maxD 
SumD 

d 
Niedrigwasserstatistik, Pla-
nung in Ökologie, Schiff-
fahrt, Energie 

Maximales bzw. summarisches Unter-
schreitungsdefizit eines Schwellen-
wertes im Jahr 

maxV 

SumV 
106m³ 

Niedrigwasserstatistik, Pla-
nung in der Wasserbe-
wirtschaftung (Niedrigwas-
seraufhöhung) 

Rückgangskonstante der Rückgangs-
phasen eines Jahres 

K d 
Niedrigwasserstatistik, Er-
mittlung des Basisabflus-
ses 

Abfluss, der im Mittel an 355 Tagen im 
Jahr unterschritten wird (aus der Dau-
erlinie abgeleitet) 

Q355 

355Q 
m³/s 

Planung, Bemessung z. B. 
für Wasserkraftanlagen 

Mittlerer Monatsabfluss des August, der 
mit 10% Wahrscheinlichkeit unter-
schritten wird 

NQ10,August m³/s 
Planung in der Wasser-
bewirtschaftung 

 
Regionalisierung 

Mit statistischen Verfahren kann von örtlich bekannten Werten einer Kenngröße auf den un-
bekannten Wert dieser Kenngröße an einem anderen Ort zu geschlossen werden.  Voraus-
setzung hierfür ist die hydrologisch/geologische Ähnlichkeit der Einzugsgebiete. Vor der Re-
gionalisierung müssen die Abflussdaten bereinigt werden. Bei der Regionalisierung kommen 
im Wesentlichen folgende Verfahren zum Einsatz: 

− Die multiple Regression stellt eine Beziehung her zwischen der betrachteten metrischen 
Zielgröße und einer Anzahl sie bestimmender, möglichst unabhängiger Einflussgrößen. 
Die ermittelten Regressionskoeffizienten sind für die gesamte Region maßgebend und 
gestatten nach Kenntnis der örtlichen Werte der Einflussgrößen die Berechnung der ge-
suchten Zielgrößen. 
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− Mit der multiplen Diskriminanzanalyse lassen sich kategoriale Zielgrößen wie z. B. ho-
mogene Niedrigwasserregionen regionalisieren. Dabei können beliebige, über ihre Ein-
flussgrößen beschriebene Flächeneinheiten mittels Diskriminanzfunktionen eindeutig zu 
einer der vorab definierten Kategorien zugeordnet werden. 

− Das Index Flood Verfahren ist ein spezieller Ansatz zur Regionalisierung von Quantilen. 
Es beruht auf der Annahme, dass sich innerhalb einer Region die Verteilungsfunktion 
nicht ändert und der Quantilswert durch einen Skalierungsfaktor an die Örtlichkeit ange-
passt werden kann. Aus den Messdaten ist eine regionale Verteilungsfunktion für die 
Kenngröße zu ermitteln und aus Gebietsgröße, Niederschlagshöhe und hydrologischen 
Gebietseigenschaften ist der Skalierungsfaktor zu bestimmen. 

− Mit Hilfe der räumlichen Interpolation (z.B. Kriging-Verfahren) kann eine an unter-
schiedlichen Orten bekannte Kenngröße auf beliebige andere Orte der gleichen Region 
übertragen werden. 

 

Für kleinräumige Einzugsgebiete können auch einfache Übertragungsverfahren auf der 
Grundlage der Abflussspende, der Einzugsgebietsgröße und des mittleren Jahresnieder-
schlags verwendet werden.  

Eine Regionalisierung kann auch mit Hilfe eines deterministischen Wasserhaushaltsmodells 
erfolgen. 

 

Modellierung 

Wasserhaushaltsmodelle sind mathematische Simulationsmodelle, die den Wasserkreislauf 
in Einzugsgebieten flächendetailliert, mit konzeptionellen Ansätzen auf physikalischer oder 
empirischer Grundlage beschreiben. Mit Hilfe solcher Modelle ist die kontinuierliche Bilanzie-
rung des Wasserhaushaltes und seiner Teilkomponenten mit einer zeitlichen Auflösung von 
einem Tag bis zu einem Monat über einen mehrjährigen Zeitraum möglich.  Der Niedrigwas-
serabfluss steht am Ende der hydrologischen Prozesskette und seine Bildung wird daher von 
allen vorgelagerten Prozessen und deren Wechselwirkungen beeinflusst. Deshalb müssen 
Wasserhaushaltsmodelle, mit denen Niedrigwasserabflüsse berechnet werden sollen, im 
Gegensatz zu Modellen zur Hochwasserberechnung, Modellansätze für alle relevanten Teil-
prozesse des Wasserkreislaufes enthalten.  

Wasserhaushaltsmodelle zur Modellierung von Niedrigwasserkenngrößen kommen insbe-
sondere dann zum Einsatz, wenn die zur Verfügung stehenden Durchflussdaten an gewäs-
serkundlichen Pegeln qualitativ oder quantitativ nicht ausreichend sind, um die wasserwirt-
schaftlichen Fragen zu beantworten,  beispielsweise wenn 

− die vorliegenden Reihen nicht ausreichend lang sind 

− das Pegelnetz nicht ausreichend dicht ist 

− die vorhandenen Reihen stark anthropogen beeinflusst sind, jedoch unbeeinflusste Ab-
flüsse benötigt werden 

− die Einflüsse von Landnutzungs-, Wasserbewirtschaftungs- und Klimaänderungen zu 
beurteilen sind. 

Niedrigwasserkenngrößen können auch mit stochastischen Modellen generiert werden.  

Mit deterministischen, prozessorientierten Gewässergütemodellen ist es möglich, Aus-
wirkungen geringer Abflüsse und hoher Temperaturen auf den Stoffhaushalt abzubilden. 
Beispielsweise können in Szenariorechnungen Prognosen über die Entwicklung der Plank-
tonbiomasse und des Sauerstoffgehaltes in Abhängigkeit von der Abflussmenge getroffen 
werden.  
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Gewässergütemodelle beschreiben in mathematischer Weise die komplexen chemischen 
und biologischen Vorgänge in Gewässern. Ein wesentliches Merkmal ist die Verknüpfung 
von hydraulischen mit ökologischen Modellbausteinen. In diesen zentralen Bestandteilen der 
Modelle werden die wichtigsten Prozesse des Temperatur-, Sauerstoff- und Nährstoffhaus-
haltes, die Algen- und Zooplanktonentwicklung sowie Vorgänge am Gewässerbett berech-
net. 

Mit Hilfe von Gewässergütemodellen wie dem Gewässergütemodell der DWA (ehemals 
ATV-Gütemodell) oder QSim werden allgemein Fragestellungen aus der Wasserwirtschaft, 
etwa Auswirkungen von Abwasser- oder Wärmeeinleitungen und Fragen des Flussgebiets-
managements bearbeitet. Als Eingabegrößen werden wasserchemische Daten (in erster 
Linie aus der Gewässerüberwachung), Abflüsse und meteorologische Daten benötigt (siehe 
Tabelle 2). 
 
Tabelle 3: Beispiel für Prozesse und Eingabegrößen  
 
Prozessart Prozesse                                       Eingabegrößen 
Morphologisch/ hydro-
logisch 

Abflusssimulation 
Sedimentation 

Flussgeometrie, Abfluss 

Meteorologisch: Wärmehaushalt 
Unterwasserlichtklima 
 

Globalstrahlung, Lufttemperatur, Bede-
ckungsgrad und Wolkentyp, Luftfeuchtigkeit, 
Windgeschwindigkeit 

Physika-
lisch/chemisch 

Kalkkohlensäure-
Gleichgewicht 
Sauerstoff- und Nähr-
stoffhaushalt 

 Wassertemperatur, Sauerstoff, Chemischer 
Sauerstoffbedarf, Nitrat, Ammonium, o-
Phosphat, Silikat, pH-Wert, Alkalinität, 
Schwebstoff 

Biologisch Bakterienwachstum 
Nitrifikation 
Algenwachstum 
Makrophyten-
wachstum 
Zooplanktonwachs-
tum 
Wachstum benthi-
scher Filtrierer 

Biochemischer Sauerstoffbedarf (kohlen-
stoffbürtiger Anteil, C-BSB und Nitrifikati-
onssauerstoffbedarf, N-BSB), Flagellaten, 
Planktische Algenbiomasse (Chlorophyll a) 
und Anteil von Kiesel-, Grün- und Blaualgen, 
Zooplankton (Flagellatendichte, Rotatorien-
dichte), Benthische Algen, Makrophyten, 
Benthische Filtrierer (Dreissena poly-
morpha-Besiedlungsdichte) 

 
Die ökologischen Auswirkungen von Wasserstandsänderungen in der Aue können mit 
Flussauenmodellen wie z. B. dem GIS- basierten INFORM abgebildet und bewertet werden. 
Dabei wird von dem Wirkungspfad Fluss - Grundwasser – Boden – Vegetation - Fauna aus-
gegangen und es werden die wichtigsten Wirkungszusammenhänge berücksichtigt.  
 

Bewirtschaftung 
 
Die Wasserbewirtschaftung nimmt durch Maßnahmen wie Niedrigwasseraufhöhung, Was-
serüberleitung oder Wasserspeicherung Einfluss auf den Niedrigwasserabfluss. Das Ar-
beitsmittel zur Untersuchung von Wasserbewirtschaftungsproblemen ist die wasserwirt-
schaftliche Bilanz. 
 
Die wasserwirtschaftliche Bilanz stellt Wasserdargebot und Wasserbedarf gegenüber. Je 
nach räumlicher und zeitlicher Detailliertheit gibt es Übersichtsbilanzen, Zeitreihenbilanzen 
und detaillierte wasserwirtschaftliche Bilanzen. Detaillierte wasserwirtschaftliche Bilanzen 
bilden Wasserdargebot und Wassernutzungsprozesse in ihrer zeitlichen und örtlichen Varia-
bilität im Untersuchungsgebiet, vorzugsweise für Flusseinzugsgebiete, nach. Sie berücksich-
tigen den Systemcharakter des Flussgebietes, den Zufallscharakter der natürlichen Prozesse 
sowie die Mannigfaltigkeit der möglichen Systemzustände und ermöglichen die Untersu-
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chung des Systems bei unterschiedlichen Randbedingungen. Sie können nur rechnerge-
stützt mittels Wasserbewirtschaftungsmodelle erstellt werden. Detaillierte wasserwirtschaftli-
che Bilanzen sind aufzustellen für  
 

- komplexe Flussgebiete mit wasserwirtschaftlich bedeutenden Speichern, Überlei-
tungen und Hauptwassernutzern 

- Flussgebiete mit häufigen Bedarfsdeckungsschwierigkeiten 

- Flussgebiete mit Wassernutzern, deren Wasserentnahmen stark ausgeprägte Un-
terschiede im jährlichen Gang aufweisen (Landwirtschaft, Kraftwerke, Fischerei, Bio-
tope, Schifffahrt). 

Bei der Bilanzierung ist eine Trennung von Niedrigwasser und Hochwasser aufgrund der 
Speicherprozesse nicht möglich. Es ist der vollständige natürliche Prozess zu betrachten. 
 
Wasserbewirtschaftungsmodelle bilden die Grundlage für die Bewirtschaftungsplanung in 
komplexen Flussgebieten. Ziel ist die Schaffung eines nachhaltigen wasserwirtschaftlichen 
Systems. Dafür werden Szenarien auf stochastischer Grundlage zur Berücksichtigung der 
Unsicherheit der Prognose des zukünftigen Wasserdargebots und damit der Wasserverfüg-
barkeit mit den Wasserbewirtschaftungsmodellen generiert. Ergebnis sind wahrscheinlich-
keitsbehaftete Aussagen zur Wasserbedarfsdeckung, Einhaltung von Mindestabflüssen, zu 
Unterschreitungsdauern, zur Auslastung der Steuermöglichkeiten (Speicherabgaben, Über-
leitungen) sowie zu den Kosten der Steuerungsmaßnahmen für jedes Szenarium. Die Er-
gebnisse dienen dem Vergleich und der Bewertung der Szenarien und sind Grundlage für 
die Entscheidungsfindung. 
 

Fazit: 

Für die Beurteilung und Bewirtschaftung von Niedrigwasserereignissen müssen Daten 
vorliegen und methodische Grundlagen geschaffen werden. Als Daten sind nicht nur 
zuverlässige Werte für Durchflüsse, Wasserstände und Grundwasserstände erforder-
lich, sondern auch Daten zu Entnahmen, Einleitungen und Speicherwirkungen. Die 
methodischen Grundlagen basieren in erster Linie auf statistischen und Regionalisie-
rungsverfahren sowie hydrologischen, ökologischen und Wasserbewirtschaftungs-
modellen. 
 
 

2. Auswirkungen von Niedrigwasser  

2.1 Ökologische Auswirkungen von Niedrigwasser 

 
Fließgewässer bieten unter natürlichen Gegebenheiten stark variierende Lebensraumbedin-
gungen. Neben der strukturellen Ausprägung eines Gewässers gehören hierzu periodisch 
auftretende Hochwasserereignisse, Niedrigwasserperioden, mehr oder weniger starke Sub-
stratumlagerungen infolge unterschiedlicher Schleppkräfte und jahreszeitabhängige 
Schwankungen der Temperatur- und Sauerstoffverhältnisse des Wassers. Die Tiere und 
Pflanzen der Fließgewässerlebensgemeinschaften sind demzufolge auf natürliche Niedrig-
wasserphasen eingestellt. Die Lebensgemeinschaften der Flussauen sind an ein dynami-
sches Abflussverhalten angepasst und können auch längere Trockenphasen überstehen.  

Allerdings sind die mitteleuropäischen Fließgewässerlebensgemeinschaften fast ausnahms-
los einer Vielzahl von anthropogenen Beeinflussungen unterworfen. Hierzu gehören z.B.  
Gewässerausbau, Wasserkraftnutzung, Gewässerunterhaltung, Einleitung von Haus-, Ge-
werbe- und Industrieabwässern, Eintrag von Nährstoffen aus landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen und die verschiedenen Arten der gewässerbezogenen Freizeitnutzung. Vor allem die 
Begradigung und der Ausbau der Gewässer unter technischen Gesichtspunkten sowie die 
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Einleitung von Schadstoffen haben dazu beigetragen, dass sich viele Fließgewässerlebens-
räume im Vergleich zu ihrer natürlichen Ausprägung stark verändert haben.  

Bislang weitgehend unbeachtet ist, dass durch menschliches Handeln verursachte oder ver-
stärkte Niedrigwasserperioden gravierende ökologische Folgen hervorrufen können. Darüber 
hinaus können auch Niedrigwasseraufhöhungen negative ökologische Auswirkungen auf-
grund der Vergleichmäßigung der Abflüsse hervorrufen.  Im Extremfall können die Anforde-
rungen der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) an den ökologischen Zustand der Gewässer 
nicht eingehalten werden. Die genaue Kenntnis der ökologischen Auswirkungen anthropo-
gen veränderter Niedrigwasser ist zur Minimierung der Folgen für ein Gewässer unerlässlich, 
was durch die komplizierten ökologischen Beziehungssysteme sowohl innerhalb eines Le-
bensraumes als auch zwischen verschiedenen Lebensräumen erschwert wird. 

Ökologische Auswirkungen von Niedrigwasser betreffen den aquatischen (mit ganzjähriger 
Wasserführung) und amphibischen (periodische Wasserführung, Wasserwechselzone) Be-
reich eines Fließgewässers. Darüber hinaus zeigen durch Niedrigwasserperioden hervorge-
rufene Grundwasserabsenkungen Auswirkungen in der Aue. Hierbei sind die jeweiligen örtli-
chen Verhältnisse zu berücksichtigen, insbesondere sind dies die Talmorphologie der Aue, 
die Ausprägung von vorhandenen grundwasserbeeinflussten Biotopen sowie die allgemei-
nen Verhältnisse der Überschwemmungsdynamik in der Aue. 
 

2.1.1 Änderungen chemisch-physikalischer Rahmenbedingungen 
 
Niedrigwassersituationen führen durch eine Beeinflussung der chemisch-physikalischen Pa-
rameter in Fließgewässern zu bedeutenden Folgen für die aquatischen Lebensgemeinschaf-
ten. Die relevanten chemisch-physikalischen Kenngrößen können sich wie folgt ändern: 
 

- verringerte Fließgeschwindigkeit  

- Erhöhung der Wassertemperaturen 

- sinkende Sauerstoffkonzentration 

- Erhöhung der Konzentrationen an biologisch abbaubaren Wasserinhaltsstoffen  

- Erhöhung der elektrischen Leitfähigkeit, als Indikator für steigende Salzgehalte 

- steigende Konzentrationen der Nährstoffe Stickstoff und Phosphor 

- Erhöhung der Konzentration des fischgiftigen Ammoniak 

Aus der Veränderung dieser Faktoren leiten sich die folgenden Problemschwerpunkte ab: 
 
Verminderung der Strömungsgeschwindigkeit und Unterbrechung des Fließgewässerkonti-
nuums 
 
Anhand der Strömungsgeschwindigkeit und des bestehenden bzw. nicht mehr bestehenden 
Gewässerkontinuums werden verschiedene hydrologische Zustandsphasen unterschieden:  
 

- Fließphase: unbeeinflusst 

- Stagnationsphase: reduzierte Fließgeschwindigkeit, Gewässerkontinuum noch er-
halten 

- Poolphase: Ausbildung von Restwassertümpeln, Gewässerkontinuum unterbrochen 

- Terrestrische Phase: vollständiges Trockenfallen des Gewässers 

 
Im Allgemeinen verfügen Organismen über eine Reihe von Anpassungsstrategien um mit 
den veränderten Wasserständen und Durchflüssen umzugehen.  
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Die Verminderung des Wasserstandes sowie das Trockenfallen von Ufer- und Sohlabschnit-
ten beeinträchtigen vor allem Fischpopulationen, da diese, auch wenn sie sich in tiefere Be-
reiche zurückziehen können, durch ein vermindertes Nahrungsangebot bedroht sind. Die 
ungewöhnlich hohen Individuendichten erzeugen einen weiteren Belastungsfaktor und erhö-
hen das Risiko der Übertragung von Krankheiten. Ist das Gewässerkontinuum unterbrochen, 
wird das Wanderverhalten verschiedener Fischarten gehemmt. Andere Tierarten, wie bei-
spielsweise Insekten, sind nicht in dem Maße durch das Trockenfallen von Gewässerab-
schnitten bedroht, da sie sich zum Zeitpunkt von Niedrigwasserperioden meist bereits im 
flugfähigen, adulten Stadium befinden oder aber das Sohllückensystem (Interstitial) als 
Rückzugsraum nutzen können. Die Verminderung der Strömungsgeschwindigkeit im Zu-
sammenhang mit Niedrigwasserperioden führt allerdings zu einer verstärkten Ablagerung 
von Feinsedimenten und damit zu einer Verstopfung des Interstitials. Dies grenzt die Rück-
zugsmöglichkeiten zahlreicher Organismen ein, beeinträchtigt Fortpflanzungshabitate und 
zerstört Lebensräume. Insbesondere die Verringerung der sohlnahen Strömung während 
Niedrigwasserperioden begünstigt die Ablagerung von abgestorbener organischer Substanz 
(Detritus) und Feinsedimenten, in deren Konsequenz eine Veränderung von Habitatstruktu-
ren eintreten kann.  

Weiterhin führen verringerte Fließzeiten zu einer Erhöhung der Verweilzeit biologisch abbau-
barer Wasserinhaltsstoffe im Gewässerabschnitt und damit durch die stattfindenden Umset-
zungsprozesse zu einer weiteren Verringerung des Sauerstoffgehalts. Eine Schädigung der 
aquatischen Lebensgemeinschaften kann durch die Konzentrationserhöhung von Wasserin-
haltsstoffe hervorgerufen werden. 
 
Temperaturerhöhung – sinkende Sauerstoffkonzentrationen 
 
Steigende Temperaturen verursachen Stresssituationen für aquatische Lebensgemeinschaf-
ten und haben negative Auswirkungen auf Fischpopulationen und andere Organismen. Im 
Allgemeinen wird eine Wassertemperatur bis 21,5°C für Salmonidengewässer und bis 28°C 
für Cyprinidengewässer als unkritisch angesehen EG –Fischgewässer – Richtlinie 
78/659/EWG. 

 

Hohe Wassertemperaturen führen insgesamt zu einer Schwächung der Organismen, in de-
ren Folge die Widerstandsfähigkeit gegenüber Krankheiten und Infektionen eingeschränkt 
wird.  

 

 

So trat zum Beispiel im Sommer 2003  in einigen Bereichen des Rheins ein Aalsterben  
 

     Abb.: 12: Aalsterben 2003 

auf, das durch eine Bakterienin-
fektion, die Rotseuche, hervorge-
rufen wurde. Die Ausbreitung der 
Krankheit wurde durch die hohen 
Wassertemperaturen, die damit 
verbundenen ungünstigen Sauer-
stoffverhältnisse und durch die 
Reduzierung des durchflossenen 
Querschnittes begünstigt. 
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Durch die aufgrund der abnehmenden Löslichkeit sinkenden Sauerstoffkonzentrationen ist 
eine Schädigung der Fischpopulation (und anderer Organismen) nicht ausgeschlossen. Übli-
cherweise wird eine Sauerstoffkonzentration unter 4 mg/l als kritisch angesehen. Eine weite-
re Reduzierung des Sauerstoffgehalts im Gewässer erfolgt durch die sich parallel erhöhen-
den Umsatzraten von Abbauprozessen.  
 
Veränderung der Konzentration an Nähr- und Schadstoffen 
 
Eine Erhöhung der Nähr- und Schadstoffkonzentrationen durch abnehmende Durchflüsse 
kann insbesondere in vorbelasteten Gewässern zu einer Überschreitung von Toleranzgren-
zen führen, in deren Konsequenz es zu einer Schädigung aquatischer Lebensgemeinschaf-
ten kommt. Bei steigenden Temperaturen und sinkenden Sauerstoffkonzentrationen kann 
trotz erhöhter Umsatzraten weniger organische Substanz aerob abgebaut werden. Dies 
spiegelt sich in steigenden BSB5 – Werten wider. Strikt aerob sind darüber hinaus die Um-
setzungsprozesse der Nitrifikation. Steigende Ammonium- und sinkende Nitratkonzentratio-
nen treten daher in Folge abnehmender Sauerstoffkonzentration auf. Wobei insbesondere 
die Entstehung von Ammoniak bei pH-Werten größer pH 9 aufgrund seiner Fischgiftigkeit 
kritisch ist. Eine Erhöhung der Nährstoffkonzentration durch unveränderte Einträge auch bei 
Niedrigwasser kann zu Algenblüten mit den Folgen starker Sauerstoff- und pH-Wert-
Schwankungen führen.  

Die sinkenden Sauerstoffkonzentrationen führen insbesondere in staugeregelten Gewässern 
zur Verstärkung der Austauschprozesse mit Sedimenten. Dadurch erhöhen sich die Kon-
zentrationen an Stickstoff, Phosphor und evtl. auch Schwermetallen. 
 

2.1.2 Ökologische Auswirkungen in den Gewässerregionen 

Entsprechend der räumlichen Lage und der Ausprägung abiotischer Faktoren, wie Tempera-
tur- und Sauerstoffverhältnisse, Fließgeschwindigkeit und strukturelle Ausprägung der Ge-
wässersohle, unterscheidet man die Quellzone, den Ober-, den Mittel- und den Unterlauf. 
Weitere Gliederungen beruhen auf der Einteilung in für Einzelabschnitte typische Fischarten. 
Die Lebensbedingungen der Fließgewässerabschnitte entsprechen den optimalen Lebens-
bedingungen dieser Fischarten. Man unterscheidet hier die Forellen- und Äschenregion 
(Salmonidenregion), die Barben- und Brassenregion sowie die Kaulbarsch-Flunderregion 
(Cyprinidenregion). 
 
Die charakteristischen Merkmale dieser Regionen sind in der folgenden Tabelle aufgeführt: 
 
Tabelle 4:  Charakteristische Merkmale der Fischregionen im Längsverlauf eines Fließgewäs-

sers 
 
Region Merkmale 

Forellenregion (Oberlauf) abnehmendes Gefälle, hohe Fließgeschwin-
digkeit, geringe Wasserführung, T bis 10°C, 
sehr hoher Sauerstoffgehalt, Sohlenmaterial 
Stein, Kies, Geröll, sehr klar, im Gebirge ab-
wechslungsreiche Strömung 

Äschenregion (Übergang Oberlauf – Mittel-
lauf) 

unterschiedliche Strömung, tiefer und breiter 
Querschnitt sowie zunehmende Wasserfüh-
rung, T bis 15°C, hoher Sauerstoffgehalt, 
Sohlenmaterial Kies, Sand,  

Barbenregion (Mittellauf) ruhige Strömung, nur vereinzelt turbulente 
Abschnitte, T im Sommer über 15°C, sauer-
stoffreich, Geröll- und Kiesablagerungen an 
der Gewässersohle 
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Region Merkmale 

Brassenregion (Unterlauf) durch zahlreiche Nebenflüsse Zunahme der 
Breite und Tiefe, T im Sommer über 20°C, 
abnehmende Sauerstoffgehalte, hohe Trü-
bung, üppig wachsende Pflanzen 

Kaulbarsch-Flunderregion (Mündung/Delta) hohe Trübung, sauerstoffarm, Salzwasserein-
fluss 

 

 
 
Zwischen den einzelnen Fließgewässerregionen bestehen enge Verknüpfungen. In der 
Wechselwasserzone von Fließgewässern kommt es durch den Einfluss des fließenden 
Wassers zu einer mehr oder weniger starken Seitenerosion bzw. zur Sedimentation in an-
deren Bereichen. Ebenso wie oben für den aquatischen Bereich dargestellt, unterscheidet 
sich auch unter natürlichen Bedingungen der amphibische Bereich eines Oberlaufes von 
dem eines Unterlaufes. Die Ausdehnung der Wechselwasserzone ist unter natürlichen Be-
dingungen entlang des Oberlaufes eines Flusses deutlich schmaler als entlang des Unter-
laufes. Dies zeigt sich u. a. im Vergleich der Vegetationsverhältnisse von der Quelle bis zur 
Mündung.  
 
Die Wiederbesiedlung eines Gewässers nach Trockenperioden erfolgt aus den Refugialräu-
men, wie Interstitial, Restpools und Seitenbächen sowie aus organischen Strukturen, z. B. 
Totholz und Laubablagerungen, weshalb der ökologischen Durchgängigkeit eine hohe Be-
deutung zukommt.  
 
Bezogen auf die beschriebene Unterteilung in Fließgewässerabschnitte stellen sich die Prob-
leme durch Niedrigwasser wie folgt dar:  
 
Forellenregion/Oberlauf 
 
Eine permanent niedrige Fließgeschwindigkeit in der Forellenregion hat zur Folge, dass sich 
verstärkt Schwebstoffe absetzen. Die Fortpflanzungshabitate der Bachforelle und die Sied-
lungsbereiche des Bachneunauges werden durch sich absetzende Sedimentpartikel ver-
schlammt. Im Frühjahr und im Sommer bewirken niedrige Wasserstände, dass die strö-
mungsarmen Flachwasserbereiche trocken fallen. Jungfische, die üblicherweise in Flach-
wasserbereichen heranwachsen, gelangen in die fließende Welle und werden verdriftet.  

Beispielsweise laicht der Lachs überwiegend in den Bereichen der Äschenregion. Hier 
wächst auch der Junglachs heran. Bis zur Geschlechtsreife wandert er ins Meer ab. Fi-
sche führen neben den Wanderbewegungen in Abhängigkeit ihres Lebenszyklus weitere 
Wanderbewegungen zur Nahrungssuche oder um Schutz zu finden aus. Wanderbewe-
gungen  sind  darüber  hinaus  auch  bei  Kleintieren  
Zu  beobachten. Sie  werden durch die  im Oberlauf  
häufig hohen Fließgeschwindigkeiten stromabwärts  
verfrachtet und sorgen  durch stromaufwärts gerich- 
tete  Bewegungen (z. B. Bachflohkrebs)  oder Kom- 
pensationsflüge (z.B. Eintagsfliegen) für eine dauer- 
hafte Besiedlung oberer Gewässerabschnitte. 
 
 
 
 
Abb.11: Bachflohkrebs (Foto B. Eiseler) 

 



Materialien Niedrigwasser 25 

Der schmale amphibische Bereich des Oberlaufes kann durch fehlende Überflutungen nach-
haltig verändert werden. Der Feuchtegrad des Bodens sinkt. Vor allem die an den wechselnd 
feuchten Untergrund angepassten Pflanzen werden so in ihrer Entwicklung beeinträchtigt 
und durch andere konkurrenzstarke Arten verdrängt. Die Entstehung vegetationsloser bzw.  
–armer Uferstreifen infolge der Erosionskräfte wird durch künstliche Niedrigwasserführungen 
unterbunden. Bestimmte Teillebensräume können so nicht mehr entstehen, die Entwicklung 
von Larven ist beeinträchtigt.  
 
Äschenregion/Mittellauf 
 
Die meisten Fischarten der Äschenregion sind Kieslaicher. Die Eier werden in Laichgruben, 
die von den Männchen oder den Weibchen ausgeschlagen werden, abgelegt. Die meisten 
Jungfische verbleiben nach dem Schlupf im Larvenstadium in diesen Bereichen. Durch Tro-
ckenfallen von Flussabschnitten kann im Extremfall die gesamte Brut vernichtet werden. Lo-
ckere Sedimentanteile sind wichtige Voraussetzung für optimale Fortpflanzungs- und Le-
bensmöglichkeiten verschiedener Fische bzw. vieler wirbelloser Organismen. Durch eine 
Verlängerung der Niedrigwasserperioden kann das Lebensraumgefüge vieler typischer Arten 
im Mittellauf eines Flusses empfindlich gestört werden. Zum Beispiel durch Verdichtungen 
der Kiespackungen und Verschlammung des Institials können sich nachteilige Auswirkungen 
auf die Laichhabitate (z. B. der Äsche, aber auch von Langdistanzwanderfischen) ergeben.  
 

 
 
Abb. 13: Äschen (Foto B. Stemmer) 
 
Infolge einer permanent geringen Wasserführung können Kiesbänke von verschiedenen 
Pflanzenarten besiedelt werden. Dies führt dazu, dass z. B. Flussuferläufer und Flussregen-
pfeifer auf solchen vegetationsreichen Inseln nicht mehr brüten. Ferner würden Insekten, die 
das Lückensystem der Bänke besiedeln, infolge der Vegetationsentwicklung verschwinden. 
Dies bedeutet auch, dass wichtige Nahrungshabitate für einige Vogelarten verloren gehen 
können. Röhrichtsäume, die die regelmäßige Überflutung ihrer Wurzeln brauchen, sind e-
benso gefährdet.  
 
Barben- und Brassenregion/Unterlauf 
 
Bei extremen Niedrigwasserperioden kann es zum Absterben der gesamten Fischbrut in der 
Barben- und Brassenregion kommen, da häufig eine Bindung an ufernahe Pflanzen notwen-
dig ist. Ebenso können die im aquatischen Uferbereich siedelnden Großmuscheln betroffen 
sein.  
Für die Wasserwechselzone im Unterlauf können Niedrigwassersituationen dazu führen, 
dass Schlickflächen im Frühjahr länger trocken fallen als unter natürlichen Bedingungen. 
Amphibienlaich, der sich in den Vertiefungen dieser Bereiche entwickelt, trocknet aus und 
stirbt ab. Für einige Vogelarten kann der Rückgang der Amphibien den Verlust von Beutetie-
ren bedeuten.  
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Eine Verbesserung der Gewässermorphologie wirkt daher minimierend auf die ökologischen 
Auswirkungen anthropogen verursachter Niedrigwasserperioden. 
 
Kaulbarsch-Flunderregion (Mündung/Delta) 
 
In der Kaulbarsch-Flunderregion ist ein Auftreten von Niedrigwasser nicht zu erwarten. 
Langanhaltende Niedrigwassersituationen im Einzugsgebiet eines Flusses können mögli-
cherweise zu einer Verschiebung der Brackwasserzone führen. Hält diese Situation langfris-
tig an sind Auswirkungen auf die Artenzusammensetzung möglich. 
 
Auen 
 
Eine Absenkung von Grundwasserständen in benachbarten Auengebieten kann langfristig zu 
einer Veränderung der grundwasserabhängigen Vegetation und zu Artenverlusten führen. 
Die Verdrängung von Arten aufgrund veränderter Lebensbedingungen hat immer auch Aus-
wirkungen auf das Nahrungsgefüge und kann daher weitere Verschiebungen in der Artenzu-
sammensetzung bewirken, da beispielsweise die Nahrungsgrundlage für bestimmte Vogelar-
ten nicht mehr vorhandenen ist.  
 
Fazit 
Niedrigwasser haben ökologische Auswirkungen auf die aquatische Lebensgemein-
schaft von Fließgewässern. Parameter mit besonderer Bedeutung sind die Wasser-
temperatur, der Wasserstand sowie die Sauerstoffkonzentration. Über die natürliche 
Niedrigwasservariabilität hinausgehende Trockenperioden führen zu Artenverschie-
bungen im und am Gewässer.  

 

2.2 Nutzungsbezogene Auswirkungen 

 
Nutzungsbezogene Auswirkungen von Niedrigwasser resultieren sowohl aus dem verringer-
ten Wasserdargebot als auch aus Veränderungen der Wasserqualität. Niedrige Wasserstän-
de und geringe Durchflüsse beeinträchtigen zahlreiche Nutzungen wie z. B. Schifffahrt, Was-
serentnahmen u. ä. unmittelbar. Die stark verringerte Abflussmenge führt aufgrund des ge-
ringeren Verdünnungsverhältnisses zu einer entsprechend erhöhten Konzentration von 
Wasserinhaltsstoffen aus natürlichen oder anthropogenen Quellen. Weiterhin kommt es zu 
einer verstärkten Aufheizung der Gewässer, sowohl infolge direkter Sonneneinstrahlung als 
auch durch das schlechtere Verdünnungsverhältnis beim Einleiten von erwärmtem Abwasser 
oder Kühlwasser. 
Hierdurch werden viele Nutzungsbereiche in komplexer Weise beeinflusst, wobei zwischen 
den betroffenen Nutzungen Verflechtungen und Abhängigkeiten bestehen und häufig Nut-
zungskonflikte zu erwarten sind.  
Im Folgenden werden die wichtigsten nutzungsbezogenen Auswirkungen von Niedrigwas-
serereignissen beschrieben: 
 

2.2.1 Wasserversorgung  

 
Die öffentliche Wasserversorgung, betriebliche Brauchwasserversorgung sowie private Was-
sernutzung können durch Niedrigwasserperioden erheblich beeinträchtigt werden. 
Sinkende Wasserstände in den Flüssen und Talsperren erschweren oder verhindern im Ex-
tremfall die Wasserentnahme aus diesen Oberflächengewässern sowie die Gewinnung von 
Uferfiltrat. Längerfristige Trockenperioden führen auch zu fallenden Grundwasserständen. 
Als Folge hiervon sinkt das für die Wasserversorgung nutzbare Grundwasserdargebot und 
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auch die Quellschüttungen lassen nach. Betroffen sind insbesondere Bereiche mit geringem 
Flurabstand, große Schotterflächen oder Festgesteinsgrundwasserleiter. 
 
Bei der Wasserentnahme aus Fließgewässern ist aus ökologischen und nutzungsbezogenen 
Gründen ein Mindestabfluss zu belassen. Wird diese Grenze infolge des geringeren Was-
serdargebots in Niedrigwasserzeiten erreicht oder gar unterschritten müssen die Wasserent-
nahmen eingeschränkt oder ganz eingestellt werden.  
 
Einschränkungen können jedoch nicht nur durch die reduzierte Wassermenge sondern auch 
durch eine schlechtere Wasserqualität und erhöhte Wassertemperaturen verursacht werden, 
wenn hierdurch die Eignung des Wassers für spezielle Verwendungszwecke in Frage gestellt 
wird. Insbesondere an intensiv genutzten Gewässerabschnitten sind Nutzungskonflikte zwi-
schen den verschiedenen Nutzern zu erwarten. 
 
Als Folge der Wasserknappheit drohen bei der öffentlichen Wasserversorgung Einschrän-
kungen des Wasserverbrauchs, wie Verbote zur Gartenbewässerung, Befüllen von 
Schwimmbecken, Straßenreinigung usw. Für die betroffenen Betriebe können durch die Ein-
schränkungen in der Kühl- und Betriebswasserversorgung Produktionsausfälle entstehen 
und erhebliche wirtschaftliche Schäden und Wettbewerbsnachteile erwachsen. Die Entnah-
men von Wasser im Rahmen des so genannten Gemeingebrauchs, z. B. zum Bewässern 
von Gärten und Rasenflächen oder zum Befüllen von Gartenteichen, sowie die Wasserent-
nahme durch Kommunen zum Bewässern von öffentlichen Grünflächen, Sportflächen und 
dergleichen müssen aufgrund der geringen Abflussmenge eingeschränkt oder völlig einge-
stellt werden. Wird ersatzweise Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung genutzt, so 
erhöhen sich die Kosten und die infolge der Trockenperiode möglicherweise bestehenden 
Versorgungsengpässe bei der Trinkwasserversorgung werden zusätzlich verschärft. 
 

2.2.2 Energiewirtschaft 

 
Die Energiewirtschaft ist durch Niedrigwasser in besonderem Maße betroffen. 
 
Die mit Hilfe der Wasserkraft gewonnene elektrische Energie wird überwiegend von Fluss-
kraftwerken an den Staustufen kanalisierter Flüsse oder von Wasserkraftanlagen an Talsper-
ren erzeugt. Ein weiterer Teil stammt aus Ausleitungswasserkraftanlagen, meist ehemalige 
Mühlenbetriebe, an Mittelgebirgsgewässern. Bei Wasserkraftanlagen führt die geringere 
nutzbare Wassermenge während der Niedrigwasserperiode zu Einbußen bei der Kraftwerks-
leistung und zu zeitlichen Einschränkungen des Turbinenbetriebes. 
 
Der Großteil der elektrischen Energie wird in fossil befeuerten Wärmekraftwerken und Kern-
kraftwerken erzeugt, wobei das benötigte Kühlwasser aus größeren Flüssen entnommen und 
nach Gebrauch mit erhöhter Temperatur und um Verdunstungsverluste vermindert wieder in 
diese eingeleitet wird. Aus gewässerökologischen Gründen werden hierbei durch die Was-
serbehörden Grenzwerte für die zulässige Temperatur und die Aufwärmspanne im Gewässer 
unterhalb der Einleitungsstelle sowie für die Einleittemperatur festgesetzt. Zusätzlich kann 
die zulässige Verdunstungswassermenge festgeschrieben werden. 
 
Steht das Kühlwasser nicht in ausreichender Menge zur Verfügung oder können die Grenz-
werte hinsichtlich der Temperatur nach der Wiedereinleitung des aufgeheizten Kühlwassers 
nicht eingehalten werden, muss die Kraftwerksleistung gedrosselt werden. Im Extremfall 
müssen einzelne Kraftwerke abgeschaltet werden. 
 
Bei mit fossilen Brennstoffen betriebenen Kraftwerken kann auch die Brennstoffversorgung 
beeinträchtigt werden, wenn der Brennstoff überwiegend mit Binnenschiffen angeliefert wird 
und die Schifffahrt infolge des Niedrigwassers eingeschränkt werden muss. Gegebenenfalls 
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müssen die Kraftwerksbetreiber kurzfristig auf andere Transportsmittel (Bahn, LKW) zurück-
greifen, was in der Regel zu höheren Transportkosten führt.  
 
Die reduzierte Stromproduktion und gegebenenfalls der Ausfall einzelner Kraftwerke beein-
trächtigen letztlich die Versorgungssicherheit, zumal gerade während einer Hitzeperiode mit 
einem erhöhten Strombedarf für den Betrieb von Klimaanlagen und Kühlaggregaten zu rech-
nen ist. Soweit möglich müssen die Produktionsausfälle durch den Bezug von Strom aus 
nicht betroffenen Anlagen ausgeglichen werden. Im Extremfall drohen Stromrationierungen  
oder Netzausfälle mit weit reichenden wirtschaftlichen Folgen.  
 

2.2.3 Verkehr, Schifffahrt  

 
Die Schifffahrt wird in frei fließenden Flüssen durch die geringere Abladetiefe und die Einen-
gung der Fahrrinne infolge des Niedrigwassers behindert. Die Schiffe können weniger La-
dung transportieren, wodurch sich die Transportkosten erhöhen. Die Gefahr eines Unfalles 
durch Grundberührung oder Havarien in den verengten und dichter befahrenen Fahrrinnen 
steigt. Bei extremen Niedrigwasserständen muss die Schifffahrt gegebenenfalls streckenwei-
se eingestellt werden. In staugeregelten Gewässern und Kanälen kann im Niedrigwasserfall 
der Schleusenbetrieb wegen der fehlenden Wassermenge nicht sichergestellt werden. Der 
Wasserbedarf kann durch den Einsatz von Sparschleusen und die Optimierung des Schleu-
senbetriebs gering gehalten werden. Häufig werden diese Wasserstraßen über Pumpwerke 
mit Speisungswasser versorgt. Bei Niedrigwasser kann dann der Schleusenbetrieb aufrecht-
erhalten werden. Jedoch erhöhen sich durch den größeren Wasserbedarf der Energiebedarf 
und damit die Pumpkosten. 
 

   
 
Wichtige Transporte müssen bei Einschränkung oder Einstellung der Schifffahrt auf andere 
Verkehrsträger (Schiene, Straße) verlagert werden. Dies hat für die Binnenschifffahrt wirt-
schaftliche Nachteile und für die Verbraucher erhöhte Preise zur Folge. Bei länger andau-
ernden Niedrigwasserperioden drohen Versorgungsengpässe, z. B. bei Kohle, Öl, Treibstof-
fen usw., was wiederum Produktionsausfälle in abhängigen Industriebetrieben oder Kraft-
werken zur Folge haben kann.  
 
Neben der Frachtschifffahrt ist ebenso der Betrieb von Fahrgastschiffen und Fähren betrof-
fen, die unter Umständen aufgrund des niedrigen Wasserstandes auch ihre Anlegestellen 
nicht mehr erreichen können. 
 

2.2.4 Land- und Forstwirtschaft  
 

Land- und Forstwirtschaft sind von den Folgen einer Trockenperiode unmittelbar betroffen. 

Abb. 12: Niedrigwasser 2003 
am  Mittelrhein (Foto L RhP) 
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In vielen Regionen ist die künstliche Beregnung oder Staubewässerung landwirtschaftlicher 
Flächen erforderlich. Das benötigte Wasser wird aus Oberflächengewässern oder aus dem 
Grundwasser entnommen, wobei das verringerte Wasserdargebot  bzw. sinkende Grund-
wasserstände zu einer Reduzierung der Entnahmemenge und im weiteren zur Einstellung 
der künstlichen Bewässerung führen können. 

Für die Landwirte sind Ernte- und Verdienstausfälle zu erwarten. Für die Verbraucher sind 
höhere Lebensmittelpreise die Folge. 

Für die Forstwirtschaft sind als Folge sinkender Grundwasserstände eine reduzierte Holz-
produktion sowie eine verstärkte Anfälligkeit der Bäume für Krankheiten und Schädlingsbefall 
und eine Zunahme der Waldschäden zu befürchten. Die so vorgeschädigten Bäume sind 
wiederum anfälliger für Sturmschäden. Während der Trockenperiode steigt auch die Wald-
brandgefahr, wobei zudem die Löschwasserversorgung durch ausgetrocknete Gewässer 
beeinträchtigt sein kann. Neben den wirtschaftlichen Schäden führt die Schädigung des 
Waldes auch zu nachteiligen Folgen für den Wasserhaushalt. 
 

2.2.5 Fischerei 
 

Die im Kapitel „Ökologische Auswirkungen“ beschriebenen Folgen von Niedrigwasserereig-
nissen auf den Fischbestand, wie z. B. Fischsterben und gehäuftes Auftreten von Krankhei-
ten, beeinträchtigen die Erträge sowohl der berufsmäßig betriebenen Fischereiwirtschaft als 
auch der Sport- und Freizeitangler. Hinzu kommen die finanziellen Aufwendungen für den 
Neubesatz der betroffenen Gewässerabschnitte. 

Auch die Betreiber von Fischteichen und Fischzuchtanlagen müssen mit nachteiligen Aus-
wirkungen rechnen. Werden die Teiche aus Oberflächengewässern gespeist, kann die Ver-
sorgung mit ausreichend frischem Wasser beeinträchtigt sein.  
 

2.2.6 Abwasserbeseitigung  
 

Die kommunale Abwasserbeseitigung ist in der Regel von Niedrigwasser nicht direkt betrof-
fen. Im Niedrigwasserfall können sich Einleitungen aus kommunalen Abwasserbehandlungs-
anlagen jedoch auf Grund der verringerten Verdünnung und der damit verbundenen erhöh-
ten Stoffkonzentration sowie weiterer Aspekte wie der Temperaturerhöhung im Gewässer 
sowohl auf die Gewässerökologie als auch auf  andere Nutzungen negativ auswirken. Au-
ßerdem bewirken Spülstöße aus Misch- und Regenwasserentlastungen bei Starkregener-
eignissen nach längeren Trockenperioden eine signifikante Verschlechterung der Sauerstoff-
verhältnisse. 

Entsprechende Probleme ergeben sich bei der Einleitung von Produktionsabwässern oder 
Kühlwasser. Werden aufgrund des geringeren Verdünnungsverhältnisses die vorgegebenen 
Grenzwerte hinsichtlich der Schadstoffkonzentration oder der Temperatur im Gewässer ü-
berschritten, muss die Wassereinleitung gedrosselt oder völlig eingestellt werden, wenn ent-
sprechende Auflagen existieren. 
 

2.2.7 Tourismus, Freizeit, Erholung  

 

In den Bereichen Tourismus, Freizeit und Erholung sind sowohl negative als auch positive 
Effekte zu erwarten. Neben den Flüssen sind hier besonders auch Seen und Talsperren be-
troffen, soweit sie für diese Nutzungen freigegeben sind. 
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Die gerade während einer Hitzeperiode beliebten Freizeitaktivitäten wie Baden, Wassersport 
und Bootssport werden durch die geringere Wasserfläche und –tiefe behindert. Außerdem 
drohen Badeverbote infolge verschlechterter Wasserqualität und erhöhter Keimzahl.  

Für den Betrieb von Privatbooten und Fahrgastschiffen gelten die im Abschnitt Schifffahrt 
genannten Einschränkungen.  

 

Abb.  13: Trockengefallenes Boot an der unteren Havel 2003 (Foto WSA Brandenburg) 

 

In den betroffenen Regionen sind entsprechende Einnahmeverluste in der Tourismusbran-
che zu erwarten. 

Andererseits üben trocken gefallene Flüsse und Talsperren auch eine anziehende Wirkung 
auf die Menschen aus, so dass die vorgenannten Einbußen durch den einsetzenden Nied-
rigwassertourismus zumindest teilweise wieder ausgeglichen werden können. 
 
Fazit 
Die ökonomischen Schäden der mit Niedrigwasserereignissen verbundenen Nut-
zungseinschränkungen sind zum Teil nur schwer quantifizierbar. Je nach Dauer, 
räumlicher Ausdehnung und den regionalen Gegebenheiten können erhebliche und 
weit reichende volkswirtschaftliche Schäden eintreten, die in ihrer Größenordnung 
vergleichbar mit den Folgen großer Hochwasserereignisse sind. 
 
 

3. Strategien zur Verminderung der Auswirkungen 
 
Die nachhaltige Reduzierung der Auswirkungen von Niedrigwasserereignissen erfordert eine 
ganzheitliche Strategie, die administrative, planungs- sowie steuerungsrelevante Aspekte 
berücksichtigt. Der räumliche Maßstab von Niedrigwasserereignissen erfordert die Betrach-
tung  auf der Ebene von Flussgebieten. Niedrigwassermanagement ist auf die Bewirtschaf-
tung von Menge und Beschaffenheit sowie die  Steuerung der Ressource Wasser im Hinblick 
auf die Vermeidung von Schäden in Zeiten mit geringem Wasserdargebot ausgerichtet.  
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Abb. 13: Strategien zur Verminderung der Auswirkungen von Niedrigwasser  

 

Strategien zur Verminderung der Auswirkungen von Niedrigwasserereignissen werden un-
terschieden in  

- Niedrigwasservorsorge und  

- Niedrigwassermanagement  

Vorsorge umfasst alle Maßnahmen, die geeignet sind, die Entstehung und die Wirkung von 
Niedrigwasserereignissen im Vorfeld zu minimieren.  

Niedrigwassermanagement ist dagegen darauf ausgerichtet, die Schäden während des 
Niedrigwassers, z. B. durch Steuerungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen, zu minimieren.  

Aufgrund der engen Verknüpfung der hydrologischen Prozesse sind die Strategien zur Vor-
sorge für Hoch- und Niedrigwasser in vielen Fällen identisch.  
 

3.1 Niedrigwasservorsorge 

 

Vorsorge umfasst alle Maßnahmen, die geeignet sind, die Entstehung und die Wirkung von 
Niedrigwasserereignissen im Vorfeld zu minimieren. Dazu gehören insbesondere administra-
tive und planerische Aspekte. Durch vorausschauende Planung kann die Empfindlichkeit 
gegenüber Niedrigwasser verringert werden. 

Die zentralen Aufgaben der Niedrigwasservorsorge können in die Kategorien Flächenvorsor-
ge, Bauvorsorge, Verhaltensvorsorge und Risikovorsorge untergliedert werden. 

 

3.1.1 Flächenvorsorge 

 
Die Flächenvorsorge kann sich der Instrumente Regionalplanung und Bauleitplanung bedie-
nen. Anders als beim Hochwasserschutz sind die Instrumente der Niedrigwasservorsorge in 
entsprechenden Rechtsverordnungen bislang kaum verankert.  
 
Regionalplanung 

Bei der Novellierung des Raumordnungsgesetzes des Bundes 1997 wurden die verschiede-
nen Planungsebenen verpflichtet durch die Ausweisung von „Vorranggebieten“ und „Vorbe-
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haltsgebieten“ die Aspekte der Hochwassergefahr und des Hochwasserschutzes zu berück-
sichtigen. Eine analoge Vorgehensweise erscheint auch für das Niedrigwasser sinnvoll. 

Für die vorgenannten „Vorranggebiete“ decken sich die Ziele des Hochwasserschutzes und 
der Niedrigwasservorsorge weitgehend, wie z. B. Erhaltung und Aktivierung natürlicher Ü-
berschwemmungsflächen, naturnahe Gewässerentwicklung und Auenrenaturierung. Die 
Ausweisung zusätzlicher Gebiete als Vorbehaltsgebiete für die Niedrigwasservorsorge soll-
ten auf Grundlage von Niedrigwasseruntersuchungen festgelegt werden. Sie dienen der 
Vermeidung zusätzlicher Schadensrisiken durch Ausweisung von Defizitgebieten. In solchen 
Gebieten sollten Nutzungen mit hohem Wasserbedarf bzw. hoher Wärmelast ausgeschlos-
sen werden. Weiterhin sind Vorranggebiete für die Grundwasserneubildung zu sichern. 
 
Natürlicher Wasserrückhalt 

Im Niedrigwasserfall werden die Oberflächengewässer überwiegend aus dem Grundwasser 
gespeist. Alle Maßnahmen, den natürlichen Wasserrückhalt zu erhöhen bzw. wieder herzu-
stellen, haben deshalb positive Wirkungen auf den Grundwasserspeicher. Aus Sicht der 
Niedrigwasservorsorge sind alle Maßnahmen zu fördern, die zu einer Abflussverzögerung 
führen. Hierzu gehören insbesondere die naturnahe Entwicklung der Gewässer und Auen 
sowie die Renaturierung von naturfern ausgebauten Gewässerabschnitten. Höhere Grund-
wasserstände in den Auen können zu einer Erhöhung des nutzbaren Grundwasserdargebots 
in den angrenzenden Einzugsgebieten führen.  

Die intensive Nutzung unserer Landschaft ist in der Regel mit einer beschleunigten Ableitung 
des Niederschlagswassers verbunden. Am intensivsten geschieht dies im urbanen Raum, 
wo durch den hohen Versiegelungsgrad und die Regenwasserkanalisation die Grundwas-
serneubildung stark reduziert wird. Aber auch in der Land- und Forstwirtschaft ist eine be-
schleunigte Wasserableitung zu verzeichnen. Dabei wirken mehrere Faktoren. Durch die 
intensive Nutzung wurden die Böden verdichtet und sind heute vielfach in ihrem Versicke-
rungsvermögen beeinträchtigt. Vernässungsstellen wurden zur Sicherung der Nutzbarkeit 
entwässert. Im Ergebnis wird das Niederschlagswasser heute beschleunigt abgeleitet und 
trägt nicht zur Grundwasserneubildung bei. Wasserrückhalt auf der Fläche bedeutet deshalb, 
soviel Wasser wie möglich so lange wie möglich auf der Fläche zu halten und die Versicke-
rung vor Ort zu begünstigen.  
 
Dieser Forderung sollte durch eine den regionalen Gegebenheiten angepasste umweltscho-
nende landwirtschaftliche Bewirtschaftungsweise Rechnung getragen werden. In der Forst-
wirtschaft ist die naturnahe Waldentwicklung mit standorttypischen Mischbeständen zu för-
dern.  
 

3.1.2 Bauvorsorge 
 
Bei der Bauvorsorge sind Kommunen, Architekten, Ingenieure und Bauherren gefordert. 
Durch angepasste Bauweisen kann der Oberflächenabfluss verringert werden. Im urbanen 
Raum sollte die dezentrale Versickerung weiter gefördert werden.  
 
Der Anteil der versiegelten Flächen innerhalb der bebauten Bereiche ist hierfür möglichst 
gering zu halten. Stark versiegelte Bereiche sollten nach Möglichkeit entsiegelt und nicht 
mehr genutzte befestigte Flächen in Grünflächen umgewandelt werden. Wenn auf eine Be-
festigung nicht gänzlich verzichtet werden kann, sollte die Verwendung wasserdurchlässiger 
Beläge in Erwägung gezogen werden. Hierzu gehören Kies-Splitt-Decken, Schotterrasen, 
Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, Rasenwaben, Holzroste, Holzpflaster und Poren-
pflaster. 
 
Die bisherigen Entwässerungssysteme, die in der Regel eine rasche Ableitung des Nieder-
schlagswassers zum Ziel haben, sollten soweit realisierbar durch Systeme zur Regenwas-
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serbewirtschaftung ersetzt werden. Die Niederschläge sollten soweit möglich in Zisternen 
gespeichert, in Brauchwassersystemen und zur Bewässerung von Gärten und Grünflächen 
genutzt oder ortsnah versickert werden. Die Versickerung kann über einfach anzulegende 
Versickerungsmulden, durch Versickerungsschächte oder Rohr- Rigolenversickerungsanla-
gen erfolgen. Auch die Speisung von Teichen oder Feuchtgebieten kommt als Alternative zu 
einer raschen Wasserableitung in Frage.  
 
Die entsprechenden Vorgaben sind in der Bauleitplanung der Kommunen zu verankern. An-
reize zur Nutzung bzw. ortsnahen Versickerung des Niederschlagswassers können zudem 
durch eine gesplittete Abwassergebühr mit einer gesonderten Gebühr für das eingeleitete 
Niederschlagswasser geschaffen werden.  
 

3.1.3 Verhaltensvorsorge 

 
Verhaltensvorsorge umfasst die Sensibilisierung von Politik, Verwaltungen, Nutzern und der 
Öffentlichkeit für das Problem Niedrigwasser sowie das Ergreifen vorbereitender Maßnah-
men. 
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Administrative Maßnahmen 

 

 
Bewirtschaftungspläne nach Wasserrahmenrichtlinie müssen die Niedrigwasserproblema-
tik berücksichtigen. 

Darüber hinaus kann es erforderlich sein, einzelne Sektoren wie Wassermenge oder 
Wärmelast von Gewässern zu bewirtschaften. Zum Beispiel kommt die Aufstellung eines 
Wärmelastplanes in Betracht, wenn in Niedrigwasserzeiten vor allem die Aufwärmung des 
Gewässers durch Kühlwassereinleitungen zu Problemen führt. 

In den Bewirtschaftungsplänen sind die Kriterien (Schwellenwerte) festzulegen, die den Ein-
tritt eines Niedrigwasserereignisses für den betroffenen Gewässerabschnitt kennzeichnen. 
Als mögliche Parameter kommen z. B. die Gewässertemperatur, die Sauerstoffsättigung, die 
Abflussmenge und die zu erwartende Dauer des Niedrigwassers in Frage. In Zusammenar-
beit mit den Wassernutzern müssen mögliche Nutzungskonflikte im Vorfeld erkannt und Prio-
ritäten festgelegt werden.  Daraus können Festlegungen entwickelt werden, welche Nutzun-
gen bei Erreichen bzw. Unterschreiten der Schwellenwerte einzuschränken sind, wobei ne-
ben den gewässerökologischen Kriterien auch die Handlungsspielräume der Wassernutzer 
in die Überlegung einbezogen werden müssen.  

Die Einbeziehung aller betroffenen Nutzer und der Öffentlichkeit ist im Hinblick auf die Ak-
zeptanz der Ergebnisse und deren späteren Umsetzung von großer Wichtigkeit.  

Rechtsgrundlagen 

Im Wasserhaushaltsgesetz des Bundes sind rahmenrechtliche Regelungen getroffen, 
die in den Landeswassergesetzen der Bundesländer und auch im Bundeswasser-
straßengesetz durch eigenständige und ergänzende Regelungen konkretisiert sind.  
 
Im Zusammenhang mit dem Thema Niedrigwasser sind insbesondere die aus der WRRL 
übernommenen Forderungen und die Erteilung von Benutzungsrechten von Bedeutung. 
 
Nach der Umsetzung der WRRL in das nationale Recht schreiben diese Gesetze als Ziel 
die Erreichung bzw. den Erhalt eines guten Zustandes der Gewässer vor. Die Gewässer 
sollen geschützt, verbessert und saniert werden. Eine Verschlechterung des Zustandes ist 
zu verhindern. Als Instrumente sind hierfür Überwachungsprogramme für den ökologi-
schen und chemischen Zustand, Maßnahmenprogramme (§ 36 WHG) und Bewirtschaf-
tungspläne (§ 36b WHG) vorgesehen. Als Bewirtschaftungsziel sieht das WHG vor, dass 
oberirdische Gewässer, soweit sie nicht als künstlich oder erheblich verändert eingestuft 
werden, so zu bewirtschaften sind, dass eine nachteilige Veränderung ihres ökologischen 
und chemischen Zustands vermieden und ein guter ökologischer und chemischer Zustand 
erhalten oder erreicht wird (§ 25a WHG). 

 
Benutzungen der Gewässer (§§ 3 ff WHG), wozu unter anderem das Aufstauen, Entneh-
men oder Ableiten von Wasser, das Einleiten von Stoffen oder die nicht unerhebliche 
schädliche Veränderung der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffen-
heit gehören, bedürfen einer behördlichen Erlaubnis oder Bewilligung. Die Behörden kön-
nen dabei Nutzungsbedingungen und Auflagen erlassen, um nachteilige Auswirkungen 
auf das Gewässer oder andere Nutzungen zu verhüten oder auszugleichen. Auch nach-
trägliche Auflagen und Einschränkungen sind möglich. Die Ausübung von Erlaubnissen, 
Bewilligungen, alten Rechten und alten Befugnissen kann beschränkt werden, wenn das 
Wasser nach Menge und Beschaffenheit nicht für alle Benutzungen ausreicht oder sich 
diese beeinträchtigen und wenn das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die öffentliche 
Wasserversorgung es erfordert (§ 18 WHG), wobei ggf. Ausgleichszahlungen zu leisten 
sind.  
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Bei Erteilung / Anpassung wasserrechtlicher Bescheide ist bereits im Vorfeld zu prüfen, 
an welchen Gewässern und an welchen Stellen die vorgesehene Benutzung unter Niedrig-
wasseraspekten erlaubnisfähig ist. Sinnvolle Alternativen sind zu prüfen. Die sich aus den 
Bewirtschaftungsplänen ergebenden Einschränkungen für bestimmte Nutzungen im Niedrig-
wasserfall sind in die wasserrechtlichen Bescheide aufzunehmen; bestehende Bescheide 
sind entsprechend anzupassen. Dies betrifft sowohl die Festlegungen für die einzuhaltenden 
Güteparameter, einschließlich der Temperatur, als auch quantitative Vorgaben, wie z. B. zur 
Einschränkung der Entnahmemengen. Bestehende Bescheide müssen überprüft und falls 
erforderlich entsprechend den Vorgaben der Bewirtschaftungspläne angepasst werden. Dies 
gilt insbesondere auch für die so genannten „alten Rechte“, die vielfach den heutigen An-
sprüchen an eine ökologisch orientierte Wasserbewirtschaftung nicht entsprechen.   

Die verstärkte Überwachung der Gewässerbenutzungen sowie der erlassenen Nut-
zungsbeschränkungen muss im Vorfeld organisiert werden. Dies kann gegebenenfalls in 
Verbindung mit dem Niedrigwassermonitoring geschehen.  

 

Für Niedrigwassermonitoring sind die bestehenden Mess- und Pegelanlagen auf ihre Eig-
nung zur Messung von Niedrigwasserabflüssen zu überprüfen. Soweit erforderlich sollte das  
Messnetz ausgebaut und hinsichtlich der spezifischen Anforderungen der Niedrigwasserbe-
obachtung optimiert werden. Dies gilt in gleicher Weise für die während des Niedrigwasser-
ereignisses verstärkt zu überwachenden Gewässergüteparameter wie Temperatur, Sauer-
stoff- und Schadstoffgehalt. 

Eine Niedrigwasservorhersage sollte für alle relevanten Gewässer eingeführt werden. Für 
die Eingliederung dieser Aufgabe bieten sich die vorhandenen Hochwasservorhersagezent-
ralen an. Die erforderliche technische Ausstattung, insbesondere in Form von EDV-Anlagen 
und geeigneter Software, muss gewährleistet sein, ebenso ausreichend qualifiziertes Perso-
nal. 

Für Niedrigwasserereignisse ist ein dem Hochwasserwarndienst vergleichbares Informati-
onssystem aufzubauen. Dazu ist das erforderliche Personal zu benennen und zu schulen. 
Die Übertragungs- und Kommunikationswege zur Weitergabe der Informationen sind festzu-
legen, entsprechende Verteilerlisten sind zu erstellen und regelmäßig zu aktualisieren. Als 
Empfänger kommen in Frage: andere beteiligte Behörden, Kommunen, vom Niedrigwasser 
besonders betroffene Wassernutzer und die Medien. Für die Verteilung aktueller Informatio-
nen bietet sich hierbei die Nutzung von Internet und E-Mail an.  

 
Die zur Niedrigwasservorsorge zu treffenden Maßnahmen erfordern eine intensive, ressort-
übergreifende Zusammenarbeit und Abstimmung von verschiedenen Behörden und un-
terschiedlicher Organisationseinheiten innerhalb der Behörden. Die frühzeitige Einbindung 
und der Informationsaustausch zwischen den beteiligten Stellen sind daher von entschei-
dender Bedeutung für eine erfolgreiche Umsetzung der Maßnahmen. Die Befugnisse und 
Zuständigkeiten müssen frühzeitig geklärt und die Kommunikationswege festgelegt werden.  

 
Die Sensibilisierung der Öffentlichkeit kann durch die Herausgabe von Broschüren, Pres-
semitteilungen, Beiträge in Rundfunk und Fernsehen, Ausstellungen oder Fachvorträge so-
wie durch die relativ einfache und kostengünstige Nutzung des Internets erfolgen. Die Öffent-
lichkeit, die betroffenen Wassernutzer und die Entscheidungsträger der Politik müssen über 
die mit einem Niedrigwasserereignis verbundenen Risiken und das nicht unerhebliche Scha-
denspotenzial aufgeklärt werden. Außerdem sollten Informationen über das richtige Verhal-
ten während einer Niedrigwasserperiode und über mögliche Versorgungsmaßnahmen ver-
mittelt werden. Neben den zuständigen Behörden können auch Hochschulinstitute, Fachver-
bände, Kommunen und Umweltschutzorganisationen wichtige Beiträge leisten. 
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Nutzungsbezogene Maßnahmen 

Gewässerausbau und -unterhaltung müssen sich an natürlichen Gewässerstrukturen ori-
entieren, da diese es dem Ökosystem Fließgewässer ermöglichen, mit Niedrigwasserzeiten 
besser umzugehen. Gewässer sind daher naturnah zu gestalten bzw. zu entwickeln. Einer 
zu starken Aufwärmung kleinerer Gewässer kann durch eine ausreichende Beschattung mit 
Hilfe von Baumanpflanzungen im Uferbereich vorgebeugt werden.  

 

Es ist zu prüfen, ob technische Maßnahmen zur Steuerung und Bewirtschaftung von 
Flussgebieten zum Ausgleich kritischer Niedrigwassersituationen  erforderlich sind. Die Re-
alisierbarkeit sowie die Auswirkungen der Maßnahmen sind eingehend zu überprüfen. Als 
mögliche technische Maßnahmen kommen in Betracht: 

- Speicher zur Niedrigwasseraufhöhung 

- Überleitungen aus benachbarten Einzugsgebieten 

- Pumpenketten an Wehren und Schleusen 

Soweit noch nicht vorhanden sollten Bewirtschaftungsmodelle entwickelt werden. Die Steue-
rung vorhandener Einrichtungen wie Speicher, Überleitungen etc. ist für die verschiedenen 
relevanten Szenarien zu optimieren. 

 

Abb.: Edertalsperre 2003, Aufnahme WSA Hann. Münden 
 

Bei Niedrigwasser können in der warmen Jahreszeit kritische Sauerstoffverhältnisse auftre-
ten, die eine Belüftung zur Stützung des Sauerstoffgehaltes erforderlich machen. Dies kann 
über Turbinen-, Wehr- oder Abwasserbelüftung, über die Zuschaltung von Kühltürmen oder 
lokale Notbelüftungsmaßnahmen erfolgen. Die Modalitäten der Belüftung sind in einem ge-
wässerbezogenen Reglement mit Warn- und Alarmwerten, den jeweiligen Maßnahmen, den 
Zuständigkeiten und Informationswegen  im Vorfeld festzulegen und mit den Beteiligten ab-
zustimmen. 
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Wasserversorgungssysteme müssen hinsichtlich ihrer Versorgungssicherheit während ei-
ner länger andauernden Trockenperiode überprüft werden. Falls erforderlich sollten die 
Wasserversorgungsunternehmen zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung rechtzeitig 
alternative Wasserversorgungsmöglichkeiten erschließen. Der Ausbau von Verbundsyste-
men ist zu fördern, um bei Bedarf Wasser aus weiter entfernten, weniger stark beeinträchtig-
ten Regionen zu beziehen. Wo dies möglich ist, können durch die Errichtung zusätzlicher 
Tiefbrunnen tiefere Grundwasserleiter erschlossen und damit die Abhängigkeit von oberflä-
chennahen Grundwasservorkommen oder Quellen gemindert werden. Maßnahmen zur 
Grundwasseranreicherung sollten in die Überlegungen einbezogen werden.  

Für den Fall, dass die Wasserversorgung einzelner Regionen nicht sichergestellt werden 
kann, sind in Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden Notfallpläne zu erstellen. Hier-
bei sind die möglichen Einschränkungen des Wasserverbrauchs festzulegen, z. B. Verbote 
der Wassernutzung zur Gartenbewässerung, zum Befüllen von Teichen oder Schwimmbe-
cken, zur Autowäsche oder zur Straßenreinigung. Weiterhin ist die Notversorgung der Bevöl-
kerung, z. B. durch Tankfahrzeuge, und die Versorgung wichtiger oder sensibler Einrichtun-
gen (Krankenhäuser, Altenheime, Schulen usw.) zu organisieren.  

Für Industrie und Gewerbebetriebe bedeutet Niedrigwasservorsorge insbesondere, Vorsor-
gemaßnahmen für Wassermangelsituationen zu treffen. Für den Notfall müssen Konzepte 
für alternative Wasserversorgungs- und Kühlmöglichkeiten sowie Pläne für Produktionsein-
schränkungen oder –umstellungen entwickelt werden. Dabei sind die in den Bewirtschaf-
tungsplänen und wasserrechtlichen Bescheiden getroffenen Festlegungen zu beachten. 
Niedrigwassersituationen sollten bereits bei der Standortentscheidung berücksichtigt werden.  
 
Die Energiewirtschaft sollte über Notfallpläne für den Energiebezug aus anderen vom Nied-
rigwasser nicht betroffenen Kraftwerken verfügen. Die Stromverbundsysteme müssen hierfür 
technisch und organisatorisch vorbereitet sein. Um Brennstoffmangel infolge eingeschränkter 
Transportkapazitäten der Schifffahrt vorzubeugen, sind rechtzeitig alternative Trans-
portmöglichkeiten zu erkunden und Brennstoffe in ausreichender Menge zu bevorraten. Der 
verstärkte Einsatz von Energieerzeugungsverfahren, die nicht auf die Kühlwasserentnahme 
angewiesen sind, trägt ebenfalls zur Minderung des Problems bei.  
 
Für die Binnenschifffahrt muss eine ständige aktuelle Information über die Niedrigwassersi-
tuation verbunden mit einer Prognose hinsichtlich der weiteren Entwicklung sichergestellt 
sein. Für die Bewirtschaftung von Kanälen und staugeregelten Flüssen sind nach Möglichkeit 
Wasser sparende Technologien einzusetzen um insbesondere die Wasserverluste bei 
Schleusungsvorgängen zu minimieren. Ferner sind Errichtung und Betrieb technischer Ein-
richtungen wie Pumpenketten an Schleusen, Überleitungen aus Gewässern mit ausreichend 
hohem Dargebot oder die Errichtung von Speichern in Betracht zu ziehen. 
 
In der Landwirtschaft können für die Sicherstellung der Bewässerung Verbundsysteme ge-
schaffen werden, über die Wasser aus ausreichend leistungsstarken Fließgewässern, Seen, 
Grundwasserleitern oder Talsperren entnommen werden kann. Auch der Wasserbedarf der 
angebauten Pflanzen ist in die Überlegungen mit einzubeziehen. Nach Möglichkeit sollten 
bevorzugt Pflanzen angebaut werden, die über das natürliche Wasserdargebot hinaus keine 
zusätzliche Bewässerung benötigen. Wassersparende Bewässerungsmethoden z.B. Trop-
fenbewässerung sollten wasserintensiven wie der Beregnung vorgezogen werden. 
 
In der Forstwirtschaft ist die naturnahe Waldentwicklung zu fördern. Die Schaffung stand-
orttypischer Mischbestände kann durch die bessere Durchwurzelung zur Verbesserung der 
Wasserspeicherung im Boden beitragen.   

 
Die Fischerei kann für Niedrigwasserzeiten Vorsorge für die Speisung der Anlagen mit fri-
schem Wasser treffen und gegebenenfalls Filteranlagen und Anlagen zur Sauerstoffanrei-
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cherung bereithalten. Bei gefährdeten Teichen, Seen und Talsperren können ebenfalls Maß-
nahmen zur künstlichen Belüftung in Erwägung gezogen werden.  

 
Für die Abwasserbeseitigung ist bereits bei der Planung von Entwässerungsnetzen die 
Wasserführung und –qualität der Vorfluter im Niedrigwasserfall zu prüfen und die Lage von 
Einleitungs-/Entlastungsstellen entsprechend zu optimieren. Für vorhandene Netze kann 
durch den Ausbau der Abwasserbehandlungsanlagen und eine optimierte Betriebsweise die 
Auswirkungen der Abwassereinleitung auf das Gewässer gemindert werden. Um die Auswir-
kungen von Spülstößen bei Starkregenereignissen nach einer längeren Trockenperiode zu 
minimieren sollten ausreichend große Rückhalteanlagen errichtet und die bereits erwähnten 
Maßnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung verwirklicht werden. Die Kanäle und Stau-
räume sind regelmäßig zu reinigen, um größeren Schmutzansammlungen vorzubeugen.  

Gewerbliche und industrielle Einleiter haben zu prüfen, ob die in den wasserrechtlichen Be-
scheiden und Bewirtschaftungsplänen festgesetzten Grenzwerte hinsichtlich Temperatur und 
Schadstoffgehalt für alle Niedrigwasserszenarien eingehalten werden. Sofern dies nicht ge-
währleistet werden kann, sollten Pläne für Produktionseinschränkungen oder –umstellungen 
entwickelt werden.  
 
Die Tourismusbranche sollte sich rechtzeitig auf alternative Angebote vorbereiten und da-
bei soweit möglich auch die Vermarktung von Niedrigwasserereignissen mit einbeziehen.  
 

3.1.4 Risikovorsorge  
 
Extreme Niedrigwasserereignisse können nicht verhindert werden. Da die Möglichkeit zur 
Niedrigwasserstützung und –bewirtschaftung begrenzt sind, ist es wichtig, das Bewusstsein 
bei den Zuständigen und Betroffenen für das Niedrigwasserrisiko zu schaffen und zu erhal-
ten.  

Zur Risikovorsorge können Versicherungen abgeschlossen und eigene Rücklagen gebildet 
werden.  

Im Schadensfall wird oft finanzielle Unterstützung durch den Staat gefordert. Eine Risikovor-
sorge in Form einer Versicherung könnte die Eigenvorsorge unterstützen und die öffentliche 
Hand entlasten. Die Versicherungswirtschaft wird daher aufgefordert, entsprechende Ange-
bote zu entwickeln.  

 

3.2 Niedrigwassermanagement 

 
Das Niedrigwassermanagement ist auf die mengen- und beschaffenheitsmäßige Bewirt-
schaftung und Steuerung der Ressource Wasser im Hinblick auf die Vermeidung von Schä-
den in Zeiten mit geringem Wasserdargebot ausgerichtet. Es handelt sich um eine viel-
schichtige Aufgabe, die administrative, juristische, planungs- und steuerungstechnische As-
pekte aufweist.  

Handlungsebenen bedürfen entsprechend der Großräumigkeit von Niedrigwasserereignissen 
einer Koordination zwischen zentralen, regionalen und lokalen Handlungsträgern. Das Nied-
rigwassermanagement auf Flussgebietsebene macht auch eine länderübergreifende Koordi-
nation notwendig.  

Um alle Maßnahmen optimal aufeinander abzustimmen kommt der Kommunikation der Be-
hörden untereinander sowie mit den betroffenen Nutzern eine entscheidende Bedeutung zu.  
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3.2.1 Administrative Maßnahmen 
Die Vorhersage der Entwicklung eines Niedrigwasserereignisses ist nur begrenzt möglich. 
Für ein fundiertes Niedrigwassermanagement sind jedoch zeitlich, räumlich und quantitativ 
differenzierte Vorhersagen notwendig. Der Vorhersagezeitraum sollte mindestens mehrere 
Tage umfassen. Zusätzlich können Abschätzungen für mögliche längerfristige Entwicklungen 
von Wasserstand und Abfluss bei Annahme von ungünstigen Witterungsverhältnissen (kein 
Regen, hohe Lufttemperatur) hilfreich sein. 

Auf der Grundlage aktueller Abflussdaten und einer möglichst zuverlässigen Wetterprognose 
ist die weitere Entwicklung des Abflussgeschehens für die Folgetage zu prognostizieren. 
Zum Einsatz kommen hierbei Simulationsverfahren. Zur Überprüfung der Vorhersage und 
zur Anpassung der Modelle ist die tatsächliche Entwicklung durch Abflussmessungen an den 
betroffenen Gewässern zu verfolgen. 
 

 
Die Verlässlichkeit der Niedrigwasservorhersagen nimmt entsprechend den verwendeten 
Wettervorhersagen mit zunehmendem Vorhersagezeitraum ab. Die Abflussvorhersage für 
kleinere Einzugsgebiete (< 500 km2) sind mit zusätzlichen Unsicherheiten behaftet, da klein-
räumige Niederschlagsstrukturen von den Wettermodellen nur überschlägig erfasst werden. 

Neben der Abflussmenge sind auch die Güteparameter, hier insbesondere Temperatur und 
Sauerstoffgehalt, zu überwachen. Auch hier sind Vorhersagesysteme möglich.  

Die Bestrebungen zum Aufbau eines europäischen Dürrenbeobachtungssystems sollten vor 
dem Hintergrund einer möglichen Verbesserung der Vorhersagesysteme unterstützt werden. 

 
Im Rahmen der Überwachung haben die Wasserbehörden während der Niedrigwasserperi-
ode verstärkt darauf zu achten, dass die in den wasserrechtlichen Bescheiden und Bewirt-
schaftungsplänen festgelegten Nutzungsbeschränkungen befolgt werden. Dazu ist eine ver-
stärkte Überwachung der verschiedenen Nutzungen und die Beobachtung der gewässerspe-
zifischen Parameter (Abflussmenge, Güte, Temperatur,…) erforderlich, um kritische Gewäs-

Praxisbeispiele 
In Baden-Württemberg werden von der Hochwasservorhersagezentrale der LUBW täglich 
landesweit für rd. 90 Pegel Abflussvorhersagen veröffentlicht. Die Vorhersagen umfassen 
einen Zeitraum von 7 Tagen und sind für Niedrig- und Mittelwassersituationen gültig. Die 
Vorhersagen geben Informationen zum mittelfristig erwarteten Rückgang der Wasser-
stände bei weiterer Trockenheit bzw. zu möglichen Wasserstandsanstiegen, die mit dem 
Wasserhaushaltsmodell LARSIM berechnet werden.  
Eingangsdaten sind Messdaten für Niederschlag, Lufttemperatur, Globalstrahlung, Wind-
geschwindigkeit, Luftfeuchte, Luftdruck sowie Wasserstände bzw. Abflüsse an den Pegeln 
bis zum Vorhersagezeitpunkt. Auf Basis dieser Daten berechnet das Wasserhaushalts-
modell im 1x1 km  Raster u. a. die aktuelle Bodenfeuchte, die Verdunstung durch Pflan-
zen und Landoberflächen, die Wasserabgabe aus den Einzugsgebieten sowie den Was-
sertransport in den Flüssen.  
Neben Verwendung der Wettervorhersagen wird für alle Pegel zusätzlich eine No-Rain-
Vorhersage berechnet, d. h. unter der Annahme, dass im Vorhersagezeitraum kein Nie-
derschlag fällt. 
 
Für den Main werden seit 2003 werktäglich Wasserstandsvorhersagen von der Hochwas-
servorhersagezentrale Main in Bamberg veröffentlicht. 
 
Bei der Bundesanstalt für Gewässerkunde wurde das Wasserstandsvorhersagesystem 
WAVOS entwickelt und an verschiedene Flusssystemen angepasst.  Es befindet sich in 
unterschiedlichen Vorhersagezentralen im Einsatz.  
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serzustände rechtzeitig zu erkennen und ggf. Abhilfemaßnahmen in die Wege leiten zu kön-
nen.  

 

Ordnungsbehördliche Maßnahmen können notwendig werden, wenn kritische Gewässer-
zustände bevorstehen oder bereits erreicht sind. 

So können weitere über die Festlegungen in den wasserrechtlichen Bescheiden hinausge-
hende Nutzungsbeschränkungen erlassen werden.  

Weiterhin sind die Einschränkungen des Gemeingebrauchs oder Aufrufe an die Bevölkerung 
zum sparsamen Umgang mit Trinkwasser denkbar. 

Werden bei der Überwachung Verstöße gegen die festgelegten Nutzungsbeschränkungen 
festgestellt, müssen die Wasserbehörden umgehend für deren Einhaltung sorgen. Dies kann 
zunächst durch Aufklärung und Information der betroffenen Nutzer erfolgen. Bei andauern-
den Verstößen muss auf ordnungsbehördliche Maßnahmen (Erteilen einer Anordnung, Fest-
setzen eines Bußgeldes, ggf. Strafverfahren) zurückgegriffen werden.  

In Einzelfällen kann auch die Erteilung von befristeten Ausnahmegenehmigungen in Frage 
kommen, z. B. wenn bestimmte Nutzungen aus technischen oder ökonomischen Gründen 
nicht eingestellt werden können bzw. von erheblicher Bedeutung sind (z.B. Sicherstellung 
der Stromversorgung). Die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen sollte jedoch äußerst 
restriktiv erfolgen. Es sollten zunächst alle vertretbaren Vermeidungsmaßnahmen unter-
nommen werden. Bei der Minimierung des Wärmeeintrags gehört hierzu z. B. die Ausnut-
zung aller Rückkühlmöglichkeiten, ggf. die Drosselung oder zeitliche Verlagerung der Pro-
duktion. Die Überschreitung der Einleitbedingungen darf keine erheblichen schädlichen 
Auswirkungen auf das Gewässer und die Biozönose haben.  

Ein begleitendes Monitoring ist sicher zu stellen.  

 
Die Information der Öffentlichkeit und der Nutzer ist ein wesentlicher Bestandteil des 
Niedrigwassermanagements. Auf der Grundlage der Niedrigwasservorhersage sind rechtzei-
tig Niedrigwasserwarnungen herauszugeben und die Öffentlichkeit sowie die betroffenen 
Nutzer und die weiteren in das Niedrigwassermanagement eingebundenen Behörden über 
die zu erwartende Entwicklung zu informieren. Insbesondere die Zeit zwischen dem Beginn 
einer Niedrigwasserperiode und dem Eintritt kritischer Niedrigwasserstände muss durch eine 
zeitnahe Information zur Schadensvorbeugung und –minderung genutzt werden. 

Während des Niedrigwasserereignisses sind die Öffentlichkeit und die Wassernutzer über 
die aktuelle Situation zu informieren und über angemessene Verhaltensweisen aufzuklären. 
Die Wassernutzer müssen über das Erreichen der festgesetzten Schwellenwerte und die 
daraus resultierenden Nutzungseinschränkungen informiert werden. 

Neben Presse, Rundfunk und Fernsehen bietet sich hierfür vor allem die Nutzung von Inter-
net und E-Mail zur schnellen Informationsverbreitung an. 
 

3.2.2 Nutzungsbezogene Maßnahmen 

 
Die Steuerung und Bewirtschaftung von Flussgebieten ermöglicht im Niedrigwasserfall 
eine direkte Einflussnahme auf die Niedrigwasserabflüsse und damit eine Vermeidung ex-
tremer Situationen. Da Niedrigwasserereignisse großräumige Ausdehnung besitzen ist ein 
Niedrigwassermanagement meist nur auf der Basis von Flussgebieten sinnvoll. 

Im Niedrigwasserfall sind die wasserwirtschaftlichen Anlagen so zu steuern, dass die 
nachteiligen Folgen des Niedrigwassers in Bezug auf die Gewässerökologie und die Nutzun-
gen am Gewässer minimiert werden. 
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Die Niedrigwasseraufhöhung kann durch eine geregelte Wasserabgabe aus künstlichen 
Speichern (Talsperren) oder durch die Überleitung von Wasser aus anderen Flussgebieten 
erfolgen. 

Auch durch die Optimierung der Bewirtschaftung von Kanälen und staugeregelten Flüssen 
kann die Niedrigwassersituation entschärft werden. Beim Betrieb von Schleusenanlagen ist 
darauf zu achten, dass die Wasserverluste z. B. durch eine Reduzierung der Anzahl der 
Schleusungen minimiert werden. 

Durch eine optimale Bewirtschaftung der Systeme sind die vorhandenen Kapazitäten unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Nutzungen sowie gewässerökologischer Aspekte mög-
lichst effektiv zu nutzen. Insbesondere für komplexe Gewässersysteme ist hierzu der Einsatz 
von Bewirtschaftungsmodellen erforderlich. 
 
Wenn sich eine Gefährdung der Wasserversorgung abzeichnet, müssen rechtzeitig Appelle 
an die Verbraucher zum sparsamen Umgang mit Trink- und Brauchwasser erfolgen. 

Die Möglichkeit zum Bezug von Wasser aus anderen Regionen über Verbundleitungen oder 
die Nutzung zusätzlicher Tiefbrunnen sind zu nutzen. 

Lässt sich die Mangelsituation nicht verhindern müssen die zuständigen Behörden Nut-
zungsbeschränkungen erlassen. So kann z. B. die Nutzung von Trinkwasser für Bewässe-
rungszwecke, zum Befüllen von Teichen und Schwimmbecken oder zur Straßenreinigung 
verboten werden. 

In Einzelfällen kann auch eine Notversorgung der Bevölkerung mit Tankfahrzeugen erforder-
lich werden. Die Versorgung von Krankenhäusern, Altenheimen, Schulen und ähnlichen Ein-
richtungen ist bevorzugt sicherzustellen. Für die Bevölkerung können an zentralen Stellen 
öffentliche Zapfstellen eingerichtet werden. 

Kommunen und Privatpersonen können für Bewässerungszwecke auf gespeichertes Re-
genwasser in Zisternen, Teichen und Regentonnen oder die Nutzung von Brauchwasser 
zurückgreifen. 

Industrie und Gewerbebetriebe müssen auf alternative Wasserversorgungs- und Kühlmög-
lichkeiten zurückgreifen. Falls dies nicht möglich ist, muss die Produktion eingeschränkt oder 
umgestellt werden. 
 
In der Energiewirtschaft kann es während eines Niedrigwasserereignisses erforderlich wer-
den, die Leistung einzelner Kraftwerke zu drosseln oder die Anlagen vollständig abzuschal-
ten. In diesem Fall muss die Stromversorgung über das Verbundsystem durch Energiebezug 
von anderen Kraftwerken sichergestellt werden. In den von Niedrigwasser betroffenen Regi-
onen sollten bevorzugt Anlagen ohne Kühlwasserbedarf genutzt werden. Kraftwerke, die auf 
Brennstofflieferungen per Schiff angewiesen sind müssen die gelagerten Brennstoffvorräte 
nutzen und auf alternative Transportsysteme wie Bahn oder LKW zurückgreifen. 
 
Die Binnenschifffahrt ist während der Niedrigwasserperiode gezwungen, Ladung und 
Fahrtrouten der jeweiligen Situation anzupassen. Nach Möglichkeit können verstärkt stauge-
regelte Flüsse und Kanäle genutzt werden. Bei geringen Fahrwassertiefen in frei fließenden 
Strecken kann durch Verringerung der Ladung der Transport weitergeführt werden. In be-
grenztem Umfang kann die Möglichkeit der Niedrigwasseranreichung durch eine Wasserab-
gabe aus Talsperren oder durch die Überleitung aus anderen Flussgebieten genutzt werden 
(siehe 3.1.3). 
 
Für die Landwirtschaft besteht nur da die Möglichkeit, die Folgen eines Niedrigwasserer-
eignisses auf ein erträgliches Maß zu reduzieren, wo Bewässerungswasser aus ausreichend 
leistungsstarken Fließgewässern, Seen, Grundwasserleitern oder Talsperren entnommen 
werden kann. 
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Die Fischerei kann zur Vermeidung von Fischsterben infolge von Sauerstoffmangel Maß-
nahmen zur Sauerstoffanreichung durch das Versprühen von Wasser oder durch spezielle 
Belüftungsaggregate ergreifen. 
 
Für die Abwasserbeseitigung existieren hinsichtlich des Niedrigwassermanagements nur 
sehr begrenzte Möglichkeiten. Durch eine rechtzeitige Reinigung der Kanäle können die 
Auswirkungen von Spülstößen bei Starkregenereignissen nach einer längeren Trockenperio-
de verringert werden. 

Gewerbliche und industrielle Einleiter müssen gegebenenfalls die Produktion einschränken 
oder umstellen, wenn die in den wasserrechtlichen Bescheiden und Bewirtschaftungsplänen 
festgesetzten Grenzwerte hinsichtlich Temperatur und Schadstoffgehalt nicht eingehalten 
werden können. 
 
Die Tourismusbranche kann sich während des Niedrigwasserereignisses auf alternative 
Angebote umstellen und dabei soweit möglich auch die Vermarktung von Niedrigwasserer-
eignissen mit einbeziehen. 
 

4. Leitsätze 
 
Ein abgestimmter, regional differenzierter und nachhaltiger Umgang mit Niedrigwasser sollte 
folgende Leitsätze berücksichtigen: 
 
Einzugsgebiete integriert bewirtschaften 
 
Niedrigwasservorsorge erfordert eine integrierte Bewirtschaftung der Einzugsgebiete unter 
Berücksichtigung aller Sektoren, die von Niedrigwasser betroffen sind oder es beeinflussen. 
Zur Erreichung des guten ökologischen Zustands der Gewässer sehen die Fachgesetze die 
Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen vor. Auch in diesem Zusammenhang ist die Be-
trachtung der Niedrigwasserproblematik unerlässlich. Sie ist bei der Bewertung der Gewäs-
ser und bei der Aufstellung der Maßnahmenprogramme zu berücksichtigen. 
 
Grenzen erkennen 
 
Niedrigwasser resultieren überwiegend aus natürlichen Prozessen. Der Einfluss des Men-
schen kann verschärfend wirken. Maßnahmen des Niedrigwassermanagements haben nur in 
begrenztem Umfang Einfluss auf die Schadenshöhe. Unter dem Aspekt des prognostizierten 
Klimawandels können Veränderungen der mittleren und vor allem auch der Extremwerte zur 
Verschärfung von Niedrigwasser führen. Neben der begrenzten Einflussnahme sind deshalb 
auch langfristigen Prognosen der Entwicklung von Niedrigwasser sowie der Niedrigwasser-
vorsorge Grenzen gesetzt. 
 
Wasser zurückhalten, Grundwasserneubildung fördern 
 
Aus Sicht der Niedrigwasservorsorge sind alle Maßnahmen zu fördern, die zu einer Abfluss-
verzögerung des Oberflächenwassers und zu einer Erhöhung der Grundwasserneubildung 
führen. Dies kann durch eine naturnahe Entwicklung der Gewässer und Auen sowie eine an 
regionale Gegebenheiten angepasste umweltschonende landwirtschaftliche Bewirtschaf-
tungsweise erfolgen. Niederschlagsabflüsse von versiegelten Flächen sind möglichst zu-
rückzuhalten und dezentral zu versickern. Bei Baumaßnahmen sind die Neuversiegelung zu 
minimieren und Möglichkeiten zur Entsiegelung zu nutzen. In der Forstwirtschaft ist eine na-
turnahe Waldentwicklung mit standorttypischen Mischbeständen anzustreben. 
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Schadenspotenzial vermindern 
 
Im Gegensatz zur Niedrigwasserentstehung unterliegt das durch Niedrigwasserperioden her-
vorgerufene Schadenspotenzial nahezu vollständig der Kontrolle und dem Einfluss des Men-
schen. Dem ist bereits im Rahmen der Flächenvorsorge zur Vermeidung von Schadensrisi-
ken Rechnung zu tragen.   
 
Niedrigwassergefahren bewusst machen 
 
Anders als beim Hochwasser erfolgt beim Niedrigwasser ein allmählicher Übergang zu einer 
extremen Situation. Auch das Schadenspotenzial von Niedrigwasser wird gemeinhin unter-
schätzt. Es ist deshalb eine vordringliche Aufgabe, das Bewusstsein für die Niedrigwasser-
problematik in Bevölkerung, Politik, Verwaltung und bei den Nutzern zu schärfen. 
 
Vor Niedrigwasser warnen 
 
Anders als bei anderen Elementarrisiken ist die Niedrigwasserentwicklung über einen länge-
ren Zeitraum absehbar. Dieser Zeitraum kann zur Information der Allgemeinheit sowie zur 
konkreten Warnung von Nutzern zur Schadensminimierung genutzt werden. 
 
Niedrigwasser vorhersagen 
 
Eine zeitliche und räumliche Niedrigwasservorhersage ist die Grundlage für ein fundiertes 
Niedrigwassermanagement. Die Qualität der Vorhersagen ist unter Beachtung konkreter An-
forderungen weiterzuentwickeln. 
 
Niedrigwasser managen 
 
Für die Sicherung von Nutzungen und zur Minimierung negativer ökologischer Auswirkungen 
in Niedrigwasserperioden ist ein Niedrigwassermanagement erforderlich. Dies kann durch 
eine Vielzahl von Maßnahmen wie zum Beispiel die Bereitstellung von Wasser aus künstli-
chen Speichern, Wärmelastpläne oder Wassersparmaßnahmen erfolgen. Zur Optimierung 
des Niedrigwassermanagements können Bewirtschaftungs- bzw. Entscheidungsmodelle ein-
gesetzt werden. 
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5. Handlungsempfehlungen 

5.1 Grundlagenermittlung 
 

• Grundlage für Niedrigwasservorsorge und –management sind zuverlässige Was-
serstands- und Durchflussdaten und langjährige Durchflussreihen. Besondere Sorg-
falt ist auf die Durchflussmessung und Auswertung der Messungen im Niedrigwas-
serbereich zu legen. 

 
• Zusätzlich werden von anthropogenen Einflüssen bereinigte, quasi-natürliche 

Durchflüsse benötigt. Die wichtigsten anthropogenen Einflüsse auf den Durchfluss-
prozess wie Entnahmen, Einleitungen und Speicherwirkungen sowie indirekt wir-
kende Faktoren wie Veränderungen der Nutzung und der Versiegelung sind dafür 
zu erfassen.  

 
• Eine Niedrigwasserstatistik für die wichtigsten Niedrigwasserkenngrößen ist zu er-

arbeiten und regelmäßig aktuell zu halten.  
 
• Um auch für Orte ohne Durchflussbeobachtungen Planungsgrundlagen zu erhalten, 

sind diese mittels Regionalisierungsverfahren zu ermitteln. Dazu sollten auch flä-
chendeckende Wasserhaushaltsmodelle aufgebaut und eingesetzt werden. 

 
• Zur Untersuchung und Lösung von Wasserbewirtschaftungsproblemen sind was-

serwirtschaftliche Bilanzen aufzustellen und/oder Wasserbewirtschaftungsmodelle 
aufzubauen, um Szenarioanalysen durchführen zu können. Aspekte der Wassergü-
te sind einzubeziehen. Die Bewirtschaftungsmodelle können mit Ökosystemmodel-
len und sozioökonomischen Modellen gekoppelt werden. 

 

5.2 Niedrigwasservorsorge und Niedrigwassermanagement 

5.2.1 Handlungsempfehlungen an die Behörden 
 

• Im Zuge der Regionalplanung sollten Vorbehaltsgebiete für die Niedrigwasservor-
sorge gesichert werden, in denen Nutzungen mit hohem Wasserbedarf bzw. hoher 
Wärmelast ausgeschlossen werden oder die vorrangig der Grundwasserneubildung 
dienen. 

 
• Der natürliche Wasserrückhalt ist zu fördern, z. B. durch die naturnahe Entwicklung 

von Gewässern und Auen, Renaturierungsmaßnahmen und eine angepasste und 
umweltschonende Land- und Forstwirtschaft. 

 
• Die dezentrale Versickerung im urbanen Bereich ist zu fördern, z.B. durch Verzicht 

auf Flächenbefestigungen oder durch Entsiegelungsmaßnahmen sowie durch die 
Speicherung und ortsnahe Versickerung des Niederschlagswassers. 

 
• Für den Niedrigwasserfall ist ein Monitoringsystem zu entwickeln. Während des 

Niedrigwasserereignisses sind die Durchflussmenge sowie relevante Güteparame-
ter zu überwachen. 

 
• Als Voraussetzung für ein effektives Niedrigwassermanagement ist eine möglichst 

flächendeckende Niedrigwasservorhersage einzuführen. Die Vorhersage sollte sich 
über mehrere Tage erstrecken.  
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• Bei Niedrigwasser sind die Öffentlichkeit und die Wassernutzer zu warnen, über die 

aktuelle Situation und die zu erwartende Entwicklung zu informieren und über an-
gemessene Verhaltensweisen aufzuklären. 

 
• Flussgebiete sind, soweit möglich, im Hinblick auf eine Minimierung der schädlichen 

Folgen des Niedrigwasserereignisses zu bewirtschaften. 
 
• Es sind Bewirtschaftungspläne aufzustellen, die Aussagen zu den Maßnahmen 

enthalten müssen, die im Niedrigwasserfall zu treffen sind. Die bestehenden was-
serrechtlichen Bescheide müssen entsprechend angepasst werden.  

 
• Während des Niedrigwasserereignisses sind die in den wasserrechtlichen Beschei-

den und Bewirtschaftungsplänen festgelegten Nutzungsbeschränkungen von den 
zuständigen Behörden zu überwachen. 

  
• Bei Bedarf sind weitere Einschränkungen der Wassernutzung anzuordnen.  
 
• Bei Bedarf ist der Gemeingebrauch einzuschränken. 
 
• In Einzelfällen sind Ausnahmegenehmigungen zu erteilen. 
 
• Zur Verbesserung der Gewässergütesituation können Maßnahmen zur künstlichen 

Belüftung von besonders betroffenen Gewässerabschnitten ergriffen werden. 
 
• Die Politik muss, insbesondere im Hinblick auf die durch den Klimawandel zu er-

wartenden Veränderungen, neben dem Hochwasserschutz auch die Niedrigwas-
servorsorge in ausreichendem Maße berücksichtigen.  
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5.2.2 Handlungsempfehlungen an die Wassernutzer 

 
• Alle Wassernutzer müssen für den Niedrigwasserfall vorbereitende Maßnahmen 

ergreifen. 
 
• Alle Wassernutzer müssen im Niedrigwasserfall auf einen besonders sparsamen 

Umgang   mit der Ressource Wasser achten. Alternative Versorgungsmöglichkeiten 
müssen genutzt werden. Die hierfür entwickelten Vorsorgepläne sind anzuwenden.  

 
• Wasserversorgungsunternehmen müssen Vorsorgemaßnahmen ergreifen, um die 

Wasserversorgung während eines  Niedrigwasserereignisses sicherzustellen.  
 
• Industrie und Gewerbebetriebe sollten Notfallpläne vorhalten, die alternative Ver-

sorgungsmöglichkeiten sowie Regelungen zu Produktionseinschränkungen oder -
umstellungen enthalten.  

 
• Soweit erforderlich müssen einzelne Produktionszweige eingeschränkt oder einge-

stellt werden. 
 
• Die Energiewirtschaft muss sich auf Einschränkungen beim Betrieb einzelner 

Kraftwerke einstellen und Vorsorge für die Anlieferung von Brennstoffen treffen. 
 
• Die Eigenvorsorge sollte durch die Bildung von Rücklagen oder durch den Ab-

schluss von Versicherungen gestärkt werden. 
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